Aus Politik
und Zeitgeschichte

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Bernhard Blanke/Henning Schridde
Biirgerengagement und Aktivierender Staat

Ergebnisse einer Biirgerbefragung
zur Staatsmodernisierung in Niedersachsen

Hellmut Wollmann

Kommunalpolitik:
Mehr (direkte) Demokratie wagen

Peter C. Dienel
Mehr Mitentscheidung in der Demokratie
1st moglich

B 24-25/99
11. Jun1 1999




Bernhard Blanke, Dr. rer. pol., geb. 1941; Professor fiir Politische Wissenschaft an der Universitiit
Hannover, Leiter der Abteilung Sozalpolitik und Public Policy; Visiting Professor an der School for
Policy Studies, University of Bristol; Mitherausgeber der Zeitschrift ,.Leviathan®.

Veroffentlichungen u. a.: (Hrsg.) Krankheit und Gemeinwohl. Gesundheitspolitik zwischen Staat, Sozial-
versicherung und Medizin, Opladen 1994; (Hrsg. zus. mit Stephan von Bandemer, Frank Nullmeier und
Gottrik Wewer) Handbuch zur Verwaltungsreform, Opladen 1998; (Hrsg. zus. mit Randall Smith) Cities
in Transition: New Challenges, New Responsibilities, Basingstoke 1999,

Henning Schridde, Dipl.-Sozialwiss., geb. 1966; wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung
Sozialpolitik und Public Policy, Universitdt Hannover.

Veroffentlichungen u. a.: Verfahrensinnovationen kommunaler Demokratie. Bausteine fiir eine Moderni-
sierung der Kommunalpolitik, in: Hubert Heinelt (Hrsg. ), Modernisierung der Kommunalpolitik. Neue
Wege zur Ressourcenmobilisierung, Opladen 1997; Von der Arbeitsmarkt- zur Armutspolitik. Wandel
lokaler Arbeitsmarktpolitik in den 90er Jahren, in; Bernhard Schafers/Gottrik Wewer (Hrsg.), Die Stadt
in Deutschland, Opladen 1998,

Hellmut Wollmann, Dr. jur, geb. 1936; Professor fiir Verwaltungslehre (Institut fiir Sozialwissen-
schaften) an der Humboldt-Universitiit zu Berlin.

Veroffentlichungen u. a.: (Hrsg. zus. mit Frank Bonker und Helmut Wiesenthal) Transformation soziali-
stischer Gesellschaften, Opladen 1995; (Hrsg. zus. mit Christoph Reichard) Kommunalverwaltung im
Modernisierungsschub?, Basel u. a. 1996; (Hrsg. zus. mit Hans-Ulrich Derlien w. a.) Transformation der
politischen und administrativen Strukturen in Ostdeutschland, Opladen 1997: (zus. mit Kai Wegrich,
Wolfgang Jaedicke und Sabine Lorenz) Kommunale Verwaltungspolitik, Basel u. a. 1997: (Hrsg. zus. mit
Dieter Grunow) Lokale Verwaltungsreform in Aktion, Basel u. a. 1999; (Hrsg. zus. mit Roland Roth)
Kommunalpolitik, 2. Aufl., Opladen 1999.

Peter C. Dienel, Dr. theol, geb. 1923; Leiter der Forschungsstelle Biirgerbeteiligung & Planungs-
verfahren, Bergische Universitit Wuppertal: em. Professor fiir Soziologie.

Veroffentlichungen u. a.: Das Modell , Biirgergutachten™ als Organ politischen Lernens, in: Bernhard
ClauBen/Rainer GeiBler (Hrsg.), Die Politisierung des Menschen. Ein Handbuch, Opladen 1996; Die
Planungszelle. Eine Alternative zur Establishment-Demokratie. Mit Statusreport 97, 4. Aufl., Opladen
1997; Vertrauen durch Kooperation. Erfahrungen mit der Planungszelle, in: Jahresband der Deutschen
Gesellschaft fiir Bildungsverwaltung 1998, Wetzlar 1999; Demokratie ist moglich. Die Zukunftstech-
nologie Planungszelle als Evolutionsfenster, in: Neue Sammlung (i. E.).

[SSN 0479-611 X

Herausgegeben von der Bundeszentrale fiir politische Bildung, Berliner Freiheit 7,
53111 Bonn. Internet; http://www.bpb.de; E-Mail: ag2@bpb.de

Redaktion: Dr. Klaus W. Wippermann (verantwortlich), Dr. Katharina Belwe,
Dr. Ludwig Watzal, Hans G. Bauer.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleischstralie 62-65, 54290 Trier,

Tel. 06 51/9 79 91 86, moglichst Telefax 06 51/9 79 91 53, nimmt entgegen

— Nachforderungen der Beilage ., Aus Politik und Zeitgeschichte™:

Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT einschlieBlich Beilage zum Preis
von DM 1440 vierteljihrlich, Jahresvorzugspreis DM 5280 einschlieBlich Mehrwertsteuer;
Kiindigung drei Wochen vor Ablauf des Berechnungszeitraumes;

— Bestellungen von Sammelmappen fiir die Beilage zum Preis von 7.— zuziiglich Verpackungskosten,
Portokosten und Mehrwertsteuer.

Die Verdffentlichungen in der Beilage ., Aus Politik und Zeitgeschichte” stellen keine Meinungsdulierung
des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unterrichtung und Urteilsbildung.

Fiir Unterrichtszwecke konnen Kopien in Klassensatzstirke hergestellt werden.



Bernhard Blanke/Henning Schridde

Biirgerengagement und Aktivierender Staat

Ergebnisse einer Biirgerbefragung zur
Staatsmodernisierung in Niedersachsen

In der aktuellen Verwaltungsreform in der Bun-
desrepublik ist die Rolle des Biirgers unklar und
umstritten. Bei der zentralen Frage, welche Aufga-
ben der Staat und in welcher Form er sie kiinftig
(noch) wahrnehmen kann und soll, wird zwar
generell konstatiert, daB Staatsaufgaben . Jlegitim
nur iber emen demokratischen ProzeB gesucht
und vereinbart*' werden konnen. Die wesentli-
chen Stromungen der Verwaltungsreformpraxis
haben diesen Hinweis jedoch kaum aufgenommen.
Parallel wverlauft eine breite Diskussion zum
Thema Biirgerengagement. Eine Verbindung bei-
der Stringe scheint notwendig und wvielverspre-
chend. Soweit dies bereits erfolgt ist, werden die
Potentiale der Biirgerinnen und Biirger, sich an
der . Modernisierung des Staates™ aktiv zu beteili-
gen, widerspriichlich beurteilt.

Skeptiker” betonen vor allem die Gefahr der Stei-
gerung von (Verteilungs-)Konflikten und den
erheblich zunehmenden Konsensbedarf, eine
Beschleunigung der . Anspruchsspirale” sowie
emen Widerspruch zu den Standards der reprisen-
tativen Demokratie, wenn die Birger in Fragen
beteiligt werden, die an sich Sache der gewihlien
Vertreter oder der politschen Fithrung sind. Viele
dieser Argumente liegen allerdings eher auf der
Ebhene theoretischer Annahmen. Empirische Hin-
weise auf das Verhiltms von Erwartungen der
Biirger an den Staat zum tatsichlichen Umfang
und dem ({fiskalischen) Nivean der Staatstatigkeit
(scope of governmment) im internationalen Ver-
gleich’ lassen die Vermutung zu, daB es Wege
geben kdnnte, eine befiirchtete Blockierung weite-
rer Modernisierungsbestrebungen, die vor allem

|  Freder Naschold, Modermisierung des Staates. Zur Cird-
nungs- und Innovationspolitik des Sffentlichen Sektors, Ber-
lin 1993; vgl, auch Hans Peter Bull, Aufgabenentwicklung und
Aufgabenkritik, in: Klaus Komig!/ Heinrich Siedentopf (Hrsg.),
Offentliche Verwaltung in Deutschland, Baden-Baden 1996,
Im folgenden werden wir aus Platzgriinden nur exemplarisch
aus der Fille der Literatur ausgewihlte Texie anfithren.

2 Vgl oz B. Dietrich Budius/Gernod Griining, Kom-
munitarismus - eine Reformperspektive?, Berlin 1997,

3 Vgl Edeltraut Roller, Political Agendas and Beliefs about
the Scope of Government, in: Ole Borre/Elinor Scarbrough
(Hrsg. ). The Scope of Government, Oxford u. a. 1995.
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mit den Problemen der 6ffentlichen Haushalte
verbunden sind, aufzubrechen. Es ist durchaus
denkbar, die Differenzierung von mengenmali-
gem Umifang von  Staatsaufgaben® einerseits und
dem Umfang der dafir verwendeten offentlichen
Mittel sowie der Art und Weise der Aufgaben-
wahrnehmung fiir cine neue Reformstrategie zu
nutzen. Dies bedeutet jedoch, die bislang dominie-
rende Perspektive der Binnenmodernisierung der
offentlichen Verwaltung zu verlassen.

Von der Binnenmodernisierung
zur Staatsreform

Optimisten, die sich durch eine breite Gffentliche
Diskussion und mehr Birgerbeteihgung sowohl
eme groBere Motivation fir die Reformvorhaben
als auch deren qualitative Verbesserung und stir-
kere Legiimierung erhoffen, betonen, dalh .in der
Bevilkerung eine tendenziell anwachsende
Bereitschaft zur Akzeptanz von Grenzen der Pro-
blemlosungsfiahigkeit der Politik und zur verstark-
ten Ubernahme von Eigenverantwortung vorhan-
den* ist: ferner daB die Offnung der Routinen der
reprisentativen Demokratie fiir vielfiiltige Formen
von Birgerbeteilipung zu mehr Orientierung an
fiir alle gewinnbringende Optionen und Problem-
losungen fihre. SchhieBlich steigere eine Nutzung
des Wissens der Biirger fiir die Verwaltungsmao-
dernisierung auch deren Effizienz und Effektivitat;
die Partizipation biete gerade den Birgern ecine
grobere Chance, die sonst eher an den .Rand
gedrangt werden™’,

Die offene Frage ist. wie diese aus einer weilge-
hend auf die Selbsttiatigkeit der Biirger (fiir sich

4 Helmut Klages, Der .schwieripe Blirger”, Bedrohung
oder Zukunfispersonal?, int Werner Weidenfeld (Hrsg.), De-
mokratic am Wendepunkt, Berlin 1996, 5. 251,

5 Frieder Naschold, Binnenmodernisierung, Wettbewerh,
Haushaltskonsolidierung. Internationale Erfahrungen zur
Verwaltungsreform, in; Hubert Heinelt (Hrsg), Moder-
nisierung der Kommunalpolitik, Opladen 1997, 8. 107
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und andere) bezogene Verantwortungsbereitschaft
produktiv mit der Staatsmodernisierung vernetzt
werden kann. Bislang scheint jedenfalls nahezu

ausschlieBlich eine Strategie der
stung” vorzuherrschen. Pragnant hat dies der
Sachverstindigenrat ,Schlanker Staat” in seinem
AbschluBbericht formuliert. Orientiert am Begriff
der staatlichen Kernaufgaben, fordert er eine dra-
stische Reduzierung der Staatstitigkeit — vor-
nehmlich iiber . Privatisierung® - und weist alle
Aufgaben, die der Staat nicht mehr wahrnehmen
soll, .,der Gesellschaft™ zu. Dabei wird stillschwei-
gend die voraussetzungsvolle Annahme getroffen,
bei einem Rickzug des Staates auf seine ..origi-
niaren” Aufgaben miisse ,.das dadurch entstehende
Vakuum ausgefiillt werden durch Eigeninitiative,
Selbstverantwortung  und  Solidaritit”. Obwohl
einige optimistische Vermutungen iiber die Bereit-
schaft der Gesellschaft, ,,den dadurch entstehen-
den Freiraum den Birgern zur eigenen verant-
wortlichen Gestaltung zu iiberlassen™®, angestellt
werden konnen, stehen der Sachverstandigenrat
und andere Verfechter einer eher autoritativen
Durchforstung, Neudefinition und Verschlankung
staatlicher Aufgaben (Aufgabenkritik)’ vor dem
Problem der offenen Staatsaufgaben.

In modernen Demokratien lassen sich Staatsaufga-
ben nicht auf einen Grundkanon konzentrieren
(selbst wenn eher betriebswirtschalthch denkende
Verwaltungsreformer davon immer ausgehen),
sondern ,der Gesetzgeber entschendet prinzipiell
selbst nach eigenem Ermessen dariiber, welche
Aufgaben und ggf. in welcher Form er diese wahr-
nehmen will*",

Verantwortungsteilung statt
Staatsentlastung

Nach allgemeiner Einschiatzung in der wissen-
schaftlichen Literatur zur Staatsmodernisierung
wurde bislang das strategische Ziel, die Aufgaben
des Staates zum Ende des 20. Jahrhunderts neu zu
bestimmen, m Deutschland nirgends erfolgreich
verfolgt. Die mit unterschiedlichen Ansitzen
unternommenen  Reformen der Bundeslinder

6 Sachverstindigenrat , Schlanker Staat™, AbschluBbericht,
Bonn 1998°, S. 200.

T Vgl Gisela Farber, Instrumente und Bedingungen fiir eine
wirksame Aufgabenkritik, in: Werner Jann/Klaus Konig/
Christine Landfried/Peler Wordelmann (Hrsg.), Politik und
Verwaltung auf dem Weg in die transindustrielle Gegsellschaft,
Carl Bohret zum 65. Geburtstag, Baden-Baden 1995,

8 Sachverstindigenrat (Anm. 6), 8. 49,
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haben letztlich zwar wichtige, aber nicht tiber die
Binnenmodernisierung hinausreichende Kosten-
(Personal)Reduzierungen erreicht. allerdings noch
ohne nachhaltige Erfolge zur Sanierung der Staats-
finanzen. Die Metapher der ., Verschlankung® ver-
deckt das eigentliche Problem: Das Wachstum
wdes Staates™ (growth of govermment) ist weitge-
hend aus dem demokratischen ProzeB zu erkliren
{die Unterschiedlichkeit zwischen verschiedenen
Lindern weist darauf hin)”. Eine einseitige Entla-
stung ,von oben® muB deshalb eher das MibB-
trauen der Birger und die , Anspruchsspirale™ in
Form einer ,,Protestspirale” verstirken — zumal in
einer politischen Kultur, die im internationalen
Vergleich durch eine hohe Zuweisung von Pro-
blemlésungen an ,den Staat™ geprigt ist. Der
kommunitire Ruf nach gemeinschaftsgebundener
Eigenverantwortung wird allerdings ebenfalls an
Grenzen geraten. Zwischen beiden Polen bleibt
die Staatsmodernisierung im . magischen Dreieck™
von Haushaltskonsolidierung, Binnenmodernisie-
rung und Aulgabenkritik blockiert.

Nimmt man jedoch eine andere Perspektive -
nimlich die These, bei genauerer Betrachtung
handele es sich prinzipiell um , gewandelte Moda-
lititen der Aufgabenerledigung und ... gewan-
delte Steuerungsinstrumente*' — kann sich die
weitere Strategie statt auf den Abbau, aul den
Wandel der offentlichen Aufgabenerledigung kon-
zentrieren. Moglicherweise wird hier ein Pfad
beschritten, der sowohl eine simultane Verfolgung
der Zicle des .magischen Dreiecks” ermoglicht,
als auch den Weg zu einer effektiven Beteiligung
der Birger frei macht. Das hierzu aufgreifbare
Konzept der Verantwortungsteilung'' geht grund-
siitzlich davon aus, daB durch eine Neubestim-
mung des Verhidlinisses zwischen Staat, Wirtschalt,
Drittem Sektor und Biirger die vielfach postulierte
Riickgabe von Verantwortung an die Gesellschall
kein rein fiskalisch motivierter Schachzug bleibt,
sondern zu einer Neuverteilung unterschiedhcher
Verantwortlichkeiten fithrt. In diesem Kontext ist
die Aktivierung der Biirger angesiedelt'”.

8 Vel stait vieler den Uberblick bei F. Naschold (Anm. 1)
und den Band von €. Borre/E. Scarbrough {Anm. 3},

1t Guenar Folke Schuppert, Gedindertes Staatsverstindnis
als Grundlage des Organisationswandels offentlicher Anf-
sabenwahrmehmung, in: Dietrich Budius (Hrsg.), Organisa-
tionswandel difentlicher Aufgabenwahrnehmung, Baden-Ba-
den 1998, 5, 24 L

11 Vgl Christoph Reichard, Institutionelle Wahlmaoglich-
keiten bei der dffentlichen Aufgabenwahrnehmung, in:
D. Budius (Anm. 100,

12 Vgl. Bemhard Blanke/Henning Schridde, Birger
engagement und Aktivierender Staat. Expertise fir das Mi-
nisterium fiir Frauen, Arbeit und Soziales des Landes Nie-
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Beteiligung der Biirger am ,,Produk-
tionsproze3~ offentlicher Leistungen

Biirgeraktivierung kann — schematisch — in den
beiden Dimensionen der Beteiligungen am politi-
schen Entscheidungsprozefi (.input™) und Beteili-
gung am .. Leistungsprozef™ (,.output™) unterschie-
den werden. Die zweite Dimension ist u. E. fiir die
Staatsmodermisierung die interessantere, Denn in
der Tat scheint aus demokratietheoretischen Griin-
den' die Responsivitiit der reprisentativen Demo-
kratie im vor allem durch die Parteienkonkurrenz
und den Wahlzyklus beherrschten Entscheidungs-
prozeld fiir eine zureichende Erdrterung der kom-
plexen Fragen des Wandels der dffentlichen Auf-
gabenwahrnehmung nicht entscheidend gesteigert
werden zu kinnen. Hier dominiert das Experten-
tum. Auch muB die Entscheidungsverantwortung
verfahrensmafiig bei der reprisentativen Demo-
kratie verbleiben, weil Verantwortungsteilung all-
gemein verbindlicher Entscheidung (z. B. bei not-
wendigen Reformen der Rechtsordnung) bedartf.
Das bedeutet nicht, daB eine dialogische Offnung
der poliischen Memnungsbildung nicht erforderlich
und moglich ware.

Ziel der Verantwortungsteilung ist eine starkere
kooperative Aufgabenwahrnehmung, welche die
Biirger mit eigenverantwortlichen Leistungen in
den Produktionsprozeld offentlicher Leistungen
einbindet. Die Potentiale fiir Biirgerengagement
sollen Synergieeffekte fiir die Staatsmodernisie-
rung erzeugen'. Der im Konzept des New Public
Management favorisierte Status des Bilrgers als
Kunde wird dadurch relativiert. Kaufer-Verkiufer-
Beziehungen sind sicher ein wichtiges Element der
Effizienz- und auch der Qualititssteigerung, sie
fiihren aber cher zu Trennungen und zur Distanz.
Viele offentliche Leistungen erfordern dagegen
dic Koproduktion einer gemeinsam als . Offent-
lich* verstandenen Leistung".

dersachsen, Hannover 1998 (beim Ministerium erhiltlich)
Hier ist auch die in diesem Aufsatz nicht zitierte Litératur
#um biirgerschaftlichen Engagement verarbeitit,

13 Vel Dieter Fuchs, Kritenien demokratischer Performanz
in Liberdlen Demokratien, in: Michael Greven (Hrsg. ), De-
mokratie — eine Kultur des Westens?, Opladen 1998,

14 Vel wa Helmut Klages, Motive des Blrgerengage-
ments — Trends fiir die Bundesrepublik Deutschland, in:
Helmut Klages, Verwaltungsmodernisierung, ..Harte* und
~Weiche™ Aspekte [I, Speverer Forschungsbericht 181,
Speyer 1998,

15 Vgl die komprimierte Darstellung der britischen Er-
fahrungen bei Andrew Gray. Businesslike but not like a
Business. The Challenge for Public Management (CIPFA),
London 1995,
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Unter der politischen Entscheidungsverantwor-
tung der gewihlten Reprisentanten kann offentli-

che Unterstiitzung fiir eigenverantwortliches
Engagement im LeistungsprozeB sowie koopera-
tive Aufgabenwahrnehmung organisiert werden.
Die derzeit schon dufierst vielfiltigen Organisati-
onsformen (welfare mix) bieten ausreichend
Ansatzpunkte fiir neue Konzepte der Verantwor-
tungsstufung und Verantwortungsteilung, wie sie
in der wissenschaftlichen Literatur, aus staats-
rechtlicher Sicht und im Kontext des New Public
Management besonders beziiglich der  Institutio-
nenwahl* beim Organisationswandel erarbeitet
wurden.

Drei Kategorien von Verantwortung im System
offentlicher Leistungen sollen optimal lokalisiert
werden: Gewihrleistungsverantwortung, Voll-
zugs- und Finanzierungsverantwortung'®. Pragma-
tisch umschrieben geht es also darum, 6ffentliche
Leistungen darauf hin zu iiberpriifen, ob der
Staat weiterhin die Gewihrleistungsverantwor-
tung auferund demokratischer Entscheidungspro-
zesse bernimmt. Ist ein gewichtiges Offentliches
Interesse festgestellt, bedeutet dies noch nicht
zwingend, dall beim Staat auch die Vollzugs- und
Finanzverantwortung liegen muB. Diese kinnen -
unter Einbeziehung der Biirger — nach Gesichts-
punkten der Effizienz, Effektivitit und Gerech-
tigkeit auf andere, kooperativ auch auf mehrere
Triger verteilt werden. Aus Birgersicht sind
.Staatsaufgaben® primidr Verwaltungsleistun-
gen'”. An dieser Schnittstelle zwischen 6ffent-
lich* und ,privat® ergeben sich die eigentlichen
Aufgaben der Staatsmodernisierung unter dem
Leitbild der Aktivierung.

Neues Rollenverstindnis der Akteure
und die Biirgerbefragung

Neue Verantwortungsteilung bedeutet ein geiin-
dertes Rollenverstindnis der an der Erfiillung
offentlicher Aufgaben beteiligten Akteure™. Das
gilt nicht nur fiir die Biirger, sondern auch und vor

16 Vegl. G F ‘Schuppert (Anm.10); Ch. Reichard
{Anm. 11); Frieder Naschold w. a.. Leistungstiefe im Gifentli-
chen Sektor, Berlin 1996,

17 Vel Klaus Grimmer, Struktur und Innovation, Theo-
retisch-praktische Grundlagen der Gestaltung Offentlicher
Verwaltung, Baden-Baden 1997, 5, 911

1% Auch dies gehort zu einem Konzept der Ko-Evolution
van Staat und Gesellschaft; vel. Carl Bohret/Gotz Konzen-
dorf, Ko-Evolution von Gesellschaft und funktionalem Staat,
Opladen u. a. 1997.
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allem fiir ,,den Staat" und seine ausdifferenzierte
Verwaltung selbst. Viele sehen deshalb in einer
verinderten Verwaltungskultur den Schliissel fiir
den Erfolg der Staatsmodernisicrung. Man mag
anzweifeln, ob es durch absichtsvolles Handeln
liberhaupt moglich ist, solche Veriinderungen zu
inittieren. Was allerdings moglich erscheint, sind
die systematische Erhebung von Informationen
und der (6ifentliche) Dialog iiber die wechselseiti-
gen Erwartungen und Forderungen der Akteure
sowie konkrete Projekte, ber denen Biirger und
Verwaltung aktiviert werden, neue Formen der
Verantwortungsteilung zu  entwickeln und zu
erproben, wobei an eine Vielzahl bestehender For-
men von Selbsthilfe. Ehrenamt und freiwilliger
Tatigkeit angekniipft werden kann'.

Die medersichsische Regierung hat 1997 mit dem
Konzept des ,aktivierenden Staates™” den Weg
cines gesellschaftspolitischen Dialoges beschritten
und den Ansatz einer ,biirgerschaftlichen Aufga-
benkritik” in die Reformbewegung eingebracht.
Eine reprisentative Biirgerbefragung®' sollte dem
Leitbildprozed als Entscheidungshilfe dienen, aber
keine unmittelbaren Handlungsanleitungen geben.

19 Vel Hermann Hill, Verwaltungsmodernisierung als De-
mokratiecchance in der Kommune, in: Jorg Bogumil/Leo
KiBler (Hrsg.), Verwaltungsmodernisicrung und lokale De-
mokratie, Baden-Baden 1997,

20 W¥pl Stephan von Bandemer/Bernhard Blanke/Josef
Hilbert/Josef Schmid, Staatsaufgaben. Von der schlei-
chenden Privatisierung®” zum aktivierenden Staat”, in; Fritz
Behrens/Rolf G, Heinze/Josel Hilbert/Sybille Stobe/Ernst
M. Walsken (Hrsg. ), Den Staat new denken. Perspektiven flr
die Landesverwaltungen, Berlin 1995 Bernhard Blanke/
Heing Thirmer, Sozialdemokratische Reformpaolitik im
waktivierenden Staat”, in: Michael Buckmiller/loachim
Perels, Opposition als Tnebkraft der Demokratie, Hannover
1998; Malte Spitzer, Birgeraktivierung und Verwaltungs-
modernisierung, in: Bernhard Blanke/Stephan von Bande-
mer/Frank Nullmever/Gottrik Wewer (Hrsg. ), Handbuch zur
Verwallungsreform, Opladen 1998: Bernhard Blanke/Ste-
phan von Bandemer, Der aktivierende Staat”. Umril} eines
Konzeptes, in: Gewerkschafiliche Monatshefie, (i E. ),

21 e Befragung von | 000 Wahlberechtigten wurde im
November 1997 vom EMNID-Institut durchgefithrt und ge-
meinsam mil der Abteilung Sozialpohitik und Public Policy
der Umiversitit Hannover susgewertet, Vgl. Bernhard
Blanke/Henning Schridde/Matthias Metje/Claudia Hoyer,
Biirgerschaftliche Aufgabenkntik und Aktivierender Staat,
Hannover 1998: B. Blanke/H. Schridde (Anm. 12); Landes-
regicrung Niedersachsen/ Arbeitsgruppe Aufgabenkritik, Be-
richt zur Aufgabenkritik im Land Niedersachsen, Band [I,
September 1998, In Kooperation mit der Landesregierung
fithren derzent die Landkreise Cloppenburg und Soltau-Fal-
linghostel sowie die Stadt Osnabriick regionale . Diskurse™
unter Beteiligung von Blrgerinnen und Biirgern sowic Ver-
biinden durch. Unter Anleitung von unabhingigen Mode-
ratoren werden anhand von vor Ort bestimmiten Themen
Vorschlige zur weiteren Modernisierung der offentlichen
Verwaltung gesammelt und die bisherige Aufgabenverteilung
hinterfragt. Die ersten Ergebnisse sollen der Offentlichkeit
Ende September 1999 vorgestellt werden.
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Die Befragung sollte grundsitzliche Einstellungen
der Birger dazu erheben, welche Aufgaben der
staat (differenziert nach den drei Verantworlungs-
typen) kinftig erfullen soll, welche Aufgaben pri-
vat oder gesellschaftlich ganz oder teilweise iiber-
nommen werden konnen, ferner wie demgemil
die Verwaltung sich dndern mub.

Ein erstes wichtiges Ergebnis ist, dab eine Verant-
wortungsteilung derzeit aus der Sicht der Biirge-
rinnen und Biirger aufgrund der von ihnen
gemachten Erfahrungen eher blockiert zu werden
scheint. So stimmten 82 Prozent der niedersichsi-
schen Biirger der Auffassung ganz oder teilweise
zu, dall manche Aufgaben durch die Eigeninitia-
tive der Biirger besser und giinstiger erbracht wer-
den kinnten. Gar 85 Prozent sind zumindest weit-
gehend der Meinung, daB es der Staat durch die
Vielzahl seiner Regularien dem Biirger schwer
machen wiirde, eigene Initiativen zu entwickeln
bzw. durchzusetzen. Mehr als drei Viertel waren
der Meinung, daB der Staat durch die Abgabe von
Aufgaben an die Birger die Biirokratie erheblich
abbauen kinnte. Ebenso viele waren zugleich der
Meinung, dafl der Staat die Bereitschaft der Biir-
ger unterschiitze, oOffentliche Aufgaben auch
selbstverantwortlich zu tbernehmen. Interessan-
terweise zeigte sich in allen sozialen Gruppen
nahezu das gleiche Antwortmuster.

Verantwortungsteilung

Zentrale Fragestellung ist nun, inwieweit die
Biirgerinnen und Biirger in den verschiedenen Auf-
gabenicldern eine Verantwortungsdifferenzierung
vornehmen. Dabei diirfte zu erwarten sein, dall in
den .Kernbereichen™ staatlicher Aufgabenwahi-
nehmung Gewihrleistungs- und Vollzugsverant-
wortung beim Staat zusammenfallen. Davon sind
Aufegabenbereiche zu unterscheiden, in denen die
Gewihrleistungs- und Vollzugsverantwortung des
Staates ausemandertreten. SchlieBlich sind solche
Aufgabenbereiche denkbar, in denen der Staat in
hohem MaBe zwar als Leistungstrager auftntt, in
denen die Biirger aber andererseits keine Gewiihr-
leistungsverantwortung des Staates sehen.

In Tabelle 1 wurden die Ergebnisse zweier Fragen
zusammengefithrt. Zum einen fragten wir danach,
durch wen derzeit bestimmte Aufgaben erbracht
werden und zum zweiten, ob bestimmte offentlich
erbrachte Leistungen auch durch Private oder
Biirgerinitiativen iibernommen werden konnten.

(]



Tabelle 1: Offentliche Aufgaben — Aufgabenwahrnehmung, Zuweisung der Vollzugsverantwortung und

Bereitschaft zur Ubernahme 6ffentlicher Aufgaben

Offene Nennungen wird derzeit liberwiegend Sollte Kinnte
erbracht durch keinesfalls | auch durch |
anders als Privte oder
durch den | von Burger-
‘ Siaal initiativen
erbracht erbracht
| X Staat Private werden werden
inv. H in v. H. i atls \-'..E F___'m_v:_'lil__‘
Aufgaben der inneren Sicherheit 87 2 ik 71 7
' schulische Ausbildung &2 2 62 7
| universitire Aushildung T2 5 S6 f
[ Naturschutz g a0 21 " B
Bau und Erhalt von Stralien 82 3 52 4
Unterhalt von Krankenhiusern und Kliniken ] 44 b 46 b |
| Betreuung von Behinderten | 33 20 30 13
| Energieversorgung 2 | 34 32 28 fi
Mahverkehr 44 23 25 7
" Abfalibeseitigung T b | 50) 20 24 g
| Unterhalt von Theatern e | 37 20 2d 21
-’krl'ru_lmc_rmltllun | 59 7 23 15
| Versorgung und Pllege alter Menschen | 21 3 20 21
Unterhalt von Kindergirten I 38 3 18 32
' “'-11 abenreinmigung il | 5 16 17 13
[nnul]xuunhl]duny Volkshochschule | <k 22 17 Suiny

Tabelle 2: Offentliche Leistungen, die ebensogut in der Verantwortung von . . . stehen kinnten

| Offene Nennungen private ehrenamtlich private sollte nur in weib nicht |
i Initiativen Unternehmen | Verantwortung |
i von staat-
' lichen Trigern
| liggen |
| . inv. H. inv. H: iny. H inv. H. iny. H.
| Kinderbetreuung 5 a2 20 27 18 1
- Unterhalt H_ﬂ!ﬂlfall.r =TT 21 12 CH] 24 ]
"Versor gung/Pllege alter Menschen 21 24 i2 20 2
| Erwachsenenbildung 20 20 410 17 2
Umweltschutzbestimmung en | 17 12 13 54 3
Arbeitsvermittlung 15 8 44 23 2
| Betreuung von Behinderten Gy 15 24 28 30 2
StraBenreinigung | 13 L&} 61 17 I
| Abfallbeseitigung — gl o 3 61 24 1
| Kranke nhauser/Kliniken 5 7 36 46 2
[ Nahy erkehr 7 4 ) i 3
! polizeiliche Aufgaben 1 T 3 14 71 2
! ‘HL]‘Jl]ll‘-t]‘IL-}\_'IIﬁlhl[dUTI'" T 8 19 Hh 2
| Energie 'H.nmvunL | & 3 6l 28 1
[universitare "n'll‘\h]idlil']l" 6 7 22 56 &
[ Bau |l|'||.| Erhz |I1 VO Hlm]’i; n 4 3 17 52 3 |

Zu welchen Reformschritten die Birgerinnen und
Birger bereit sind, diirfte von der Moglichkeit
und Bereitschaft zu einer neuen Verantwortungs-
teilung in den einzelnen Aufgabenbereichen
abhingig sein. Um nun die Handlungsfelder zu
identifizieren, auf denen eine neue Verantwor-
tungsteillung zwischen staatlicher und gesellschaft-

e |

licher Leistungserbringung aus Sicht der Burger
angestrebt werden sollte, wurden die Aufgaben-
bereiche, die unbedingt vom Staat erbracht wer-
den sollten (. Vollzugsverantwortung” des Staa-
tes) solchen Bereichen gegeniibergestellt,
potentiell auch durch private Initiative tibernom-
men werden konnten (vgl. Tabelle 2).

die
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Aufgaben der inneren Sicherheit, der schulischen
und universitiren Ausbildung sowie der Natur-
schutz sollten keinesfalls anders als durch den
Staat erbracht werden. Jedoch zeigt sich in sozia-
len bzw. soziokulturellen Aufgabenfeldern wie
der Versorgung und Pflege alter Menschen oder
der Unterhalt von Kindergarten, dall weniger als
ein Fiinftel der Befragten diese 6ffentlichen Lei-
stungen in der Obhut des Staates sehen wollen.
Dabei lassen sich wunterschiedlichste Modelle
emer Verantwortungsdifferenzierung  denken,
wie Tabelle 2 zeigt. So gaben nur 18 Prozent der
Befragten an, daB die Kinderbetreuung aus-
schlieBlich staathch organisiert sein sollte. Insge-
samt 79 Prozent der Befragten meinten, dal} die
kKinderbetreuung durch private oder ehrenamtli-
che Initiative sowie private Unternehmen
erbracht werden sollte. Auch andere soziale Auf-
gabenbereiche wie die Versorgung und Pflege
alter Menschen oder die Betreuung Behinderter
sollte dhnlich wie soziokulturelle Aufgabenfelder
(z. B. Unterhalt von Theatern, die Erwachsenen-
bildung) tiberwiegend in privater Initiative.
durch Ehrenamtliche oder durch private Unter-
nehmen erfolgen. Erstaunlich ist bei diesen Auf-
gabenfeldern, in welch hohem Mal} die Buirgerin-
nen und Birger sich vorstellen konnen, dal
diese auch durch private Unternechmen erbracht
werden konnten.

Die Ubernahme von bestimmten Aufgaben aus
staatlicher Hand héngt immer auch von den
jeweils gegebenen Moglichkeiten und Einstellun-
gen ab, Uber drei Viertel der Befragten gaben an,
dali der Staat viel Geld sparen konnte, wiirde er
private Initiativen der Birger aktiv unterstiltzen.
Ebenso viele Biirgerinnen und Biirger sind der
Meinung, dabb das Niveau staatlicher Leistungen
durch ein besseres Management der offentlichen
Hiande gehalten werden Konnte.

Zugleich zeigt sich auch eine breite Ablehnungs-
front gegeniiber Steuererhihungen. Vor die Wahl
gestellt, ob die Biirger sich eher fiir zusatzliche
Belastungen oder fiir eine Ubernahme von Aufga-
ben durch ehrenamitliche Tatigkeit aussprechen.
gaben 81 Prozent an, den Staat eher durch ehren-
amtliche Arbeit entlasten zu wollen. Dieses Ergeb-
nis korrespondiert mit der Einstellung der Biirger
Zu den Wegen aus der dffenthichen Finanzkrise. S0
sprachen sich 43 Prozent fiir private Initiative aus,
40 Prozent fir Leistungskiirzungen und lediglich
drei Prozent fiir Steuererhéhungen. Fiir Leistungs-
kiirzungen sprechen sich dabei cher die alteren
Biirger aus, wihrend die jiingere Bevolkerung zu

Gebithrenerhthungen  oder privater Initiative
neigt.
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Biirgerengagement in Niedersachsen:
Titigkeitsfelder

Von besonderem Interesse ist die Bereitschaft der
Biirgerinnen und Burger zu personlichem Engage-
ment. In der Abbildung 1 wurde diese Bereitschaft
zum persinlichen Engagement fiir verschiedene
Aufgabenfelder und die Zustimmung zur Aufga-
benabgabe an private und/oder ehrenamtliche
Initiativen in einem Diagramm zusammengefalit.

Auf der x-Achse wurde der Anteil der Befragten,
die eine Abgabe offentlicher Leistungen an pri-
vate oder ehrenamtliche Initiativen befiirworten,
aufgetragen, und auf der y-Achse der Anteil derje-
nigen, die bereit sind, sich personlich in den ver-
schiedenen Aufgabenfeldern zu engagieren.

Die personliche Bereitschaft zum Engagement ist
also ausgeprigter als die Vorstellung dariiber, wel-
che Awufgaben in ehrenamtliche oder private
Hiinde delegiert werden kénnten. Es sind vor
allem soziale Felder (Kinder, Alte, Behinderte)
sowie der Umweltschutz und die Erwachsenenhbil-
dung. Bei den klassischen Gffentlichen Aufgaben
(wie z.B. polizeiliche Aufgaben) dagegen sehen
die Biirger geringere Moglichkeiten, sich zu enga-
gieren. Straflenreinigung oder die Abfallbeseiti-
gung sollen dagegen iber Gebiihren finanziert
werden.

Die Bereitschaft der Biirger zur Ubernahme von
offentlichen Aufgaben in privater oder gemein-
schaftlicher Verantworlung weist in einigen Aulga-
benbereichen sozialstrukturelle Schwerpunkte auf:
Im Bereich der Kinderbetreuung konnen sich bei-
spielsweise nahezu zwei Drittel der Personen mit
Hochschulabschluff, aber _nur* jeder zweite
Hauptschulabsolvent eine Entlastung des Staates
durch private Initiative oder ehrenamtliches Enga-
gement vorstellen. Eine Entlastung des Staates im
Kindertagesstittenbereich durch Abgabe an pri-
vate Unternehmen koénnen sich dagegen tiberpro-
portional viele Personen mit Hauptschulabschlufs
und Arbeiter vorstellen, withrend Beamte und
Selbstiindige eher zur privaten Initiative oder aber
zur staatlichen Verantwortung neigen. Auch im
schulischen Bereich laBit sich ein vergleichbares,
sozialstrukturell  beeinfluBtes  Antwortverhalten
beobachten. Die Ubernahme offentlicher Aufga-
ben wie die Betreuung von Behinderten sowie die
Versorgung und Pflege alter Menschen in privater
Initiative oder durch ehrenamtliches Engagement
konnen sich bei den Hochschulabsolventen 42 Pro-
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Abbildung 1: Aufgabenabgabe an ehrenamtliche private Initiativen

Aufgabenabgabe an ehrenamtliche/private Initiativen und personliche Bereitschatt fur ehrenamtliche
Aufgabenibernabme
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zent bzw. 51 Prozent, bei den Hauptschulabsolven
ten dagegen 33 Prozent bzw. 38 Prozent vorstellen.

Sieht man sich nun genauer an, in welchen Aunfga-
benfeldern die Birgerinnen und Biirger derzeit
engagiert sind, so schiilen sich zwer Aufgabenkom-
plexe heraus:

Zum emen konzentriert sich das Engagement auf
Sportvereine und das sonstige Vercinswesen sowie
auf die Kommunalpolitik und Gemeindearbeit,
Der andere Schwerpunkt ist der sozial-Karitative
Bereich sowie die Versorgung alter Menschen und
die Betreuung von Kindern und Jugendlichen.
Abseits der im politischen Diskurs und in der Lite-
ratur iiberwiegenden globalen Zahlen muB an die-
ser Stelle festgehalten werden, dalBl sich nicht nur
das ehrenamtliche Engagement schwerpunktmi-
Big konzentriert, sondern dal} es in den einzelnen
Aufgabenfeldern weitaus niedriger liegt, als es
durch die Globalzahlen hilufig implizit unterstellt
wird. In der Gemeindearbeit und dem Vercinswe-
sen liegt die Zahl engagierter Blrger bei ledighch
3-45 Prozent und in der Arbeit mit Kindern,
Jugendlichen und alten Menschen um die drei Pro-
zent. Der karitative Bereich zidhlt acht Prozent.
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Allerdings mull auch hier berticksichtigt werden,
dab sich dieser Bereich in eine Vielzahl von Mal-
nahmen aufsplittet und sich einige Schwerpunkte
identifizieren licBen.

Biirgerschaftliches Engagement —
sozialstrukturelle Schwerpunkte

Biirgerschaftliches Engagement konzentriert sich
nicht nur auf einige inhaltliche Schwerpunkte, son-
dern zugleich bilden sich je nach sozialstrukturel-
len Gruppen Schwerpunkte in den einzelnen Auf-
gabenfeldern. S0 sind  die  idiber 60jdhrigen
tiberproportional im karitativen Bereich und in
der Versorgung alter Menschen vertreten, wiih-
rend die Gruppe der 30-50jihrigen neben dem
karitativen Bereich in Sportvereinen, der Gemein-
dearbeit sowie im Kinder- und Jugendbereich
tiberdurchschnittlich engagiert sind.

In der folgenden Abbildung wurde das Engage-
ment im sozialen Bereich nach Altersgruppen dar-
pestellt, Der karitative Bereich weist eine deutli-
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Abbildung 2: Biirgerschaftliches Engagement nach Bereichen
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che Altersabhingigkeit auf. Man konnte dieses
darauf zurilickfithren, dall Personen - hier iiber-
wiegend Frauen — in diesen Bereichen nach und
nach in ein ehrenamtliches Engagement hinein-
wachsen. Engagement im Bereich der Versor-
gung alter Menschen hingegen wird tiberwiegend
von den ilteren Blirgerinnen geleistet; im Kin-
der- und Jugendhilfebereich wird es vor allem
von den 40-50jdhrigen erbracht. Die Vertei-
lungsmuster biirgerschaftlichen Engagements im

B 24-25/99 =
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sozialen Bereich erweisen sich als abhiingig von
jeweils unterschiedlichen Anforderungen und
Bediirfnissen im Lebenslauf.

Die Ubernahme vormals 6ffentlicher sozialpoliti-
scher Aufgaben in private Initiative oder durch
ehrenamtliches Engagement wird in den verschie-
denen Altersgruppen unterschiedlich eingeschiitzt.
Erkldrungsbediirftig erscheint zuniichst, daBl die
dlteren Blrgerinnen und Biirger sich lediglich zu
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16 Prozent, aber 31 Prozent der 18-29jihrigen fiir
eine Ubernahme der Altenversorgung durch pri-
vate Initiative bzw. ehrenamtliches Engagement
aussprechen. Dieses lieBe sich dadurch erkliiren,

dafl die dlteren Biirgerinnen sich in diesem
Bereich schon dberproportional engagieren und
damit das ,Engagementpotential® in diesen
Altersgruppen schon weitgehend ausgeschopft ist.
Uber alle Aufgabenbereiche hinweg zeigt sich ins-
besondere bei den jingeren Altersgruppen die
Bereitschaft, soziale Aufgaben in privater Initia-
tive zu ibernehmen. Gerade in diesen Altersgrup-
pen stellt sich die Frage nach ,.neuen Formen der
Ehrenamtlichkeit® und der Einbindung in die
soziale Dienstleistungsproduktion.

Biirgerengagement in Niedersachsen:
geschlechtsspezifische Aspekte

Ein groBer Teil des ehrenamtlichen Engagements
in sozialpolitisch relevanten Aufgabenfeldern wird
von Frauen verrichtet. Damit verlingert sich die
seschlechtsspezifische gesellschaftliche Arbeitstei-
lung bis in den Bereich biurgerschaltlichen Engage-
ments. Was zunichst utopisch klingen mag,
gewinnt unter dem Leitbild des Aktivierenden
Staates an erheblicher Praxisrelevanz. Dann stellt
sich insbesondere die Frage. inwieweit es gelingt,
Manner 1n diese soziale Reproduktionsarbeit ein-
zubezichen. Freiwillipes Engagement entlang den
Bediirfnissen im Lebenslauf und entlang den
lebenslaufrelevanten Institutionen konnte dann
diesen Weg ebnen und zugleich auf eine aktivie-
rende Somalpolitik hinwirken.

Um diese Perspektive hinreichend gesichert disku-
tieren zu kinnen, ist es erforderlich, zunichst
empirisch die geschlechtsspezifischen Segmentie-
rungen biirgerschaftlichen Engagements zu analy-
sieren (s. Abb. 4).

Wenn Engagement geschlechtsspezifisch segmen-
tiert ist, dann ist es unter dem Aspekt der Staats-
modernisierung ferner wichtig zu erfahren, in wel-
chen Bereichen sich die Biirgerinnen und Biirger
eine Ubernahme offentlicher Aufgaben vorstellen
konnen. Entsprechend der geschlechisspezifischen
gesellschaftlichen Arbeitsteilung wire zu erwar-
ten, daB Frauen sich fiir eine Ubernahme 6ffentli-
cher Aufgaben in sozialen Aufgabenfeldern aus-
sprechen, wihrend sich Méinner in Bereichen wie
Infrastruktur  oder Umweltschutz einzusetzen
gedenken. Diese These konnte weitgehend bestii-
tigt werden, Die Bereitschaft zur Ubernahme
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offentlicher Aufgaben konzentriert sich bei den
Frauen auf die Bereiche Altenversorgung, Kinder-
belange und Behindertenbetreuung. Nennenswert,
d. h. bei iiber fiinf Prozent der Befragten, sind fer-
ner noch Schulsystem und Krankenversorgung.
Bei den Minnern dagegen liegt sie bis aul den
Bereich Jugendbelange — hier diirften insbeson-
dere sportliche Aktivititen in Betrachl gezogen
worden sein — die Bereitschaft zur Ubernahme
Gifentlicher Aufgaben durchgiingipg — teilweise
eklatant, insbesondere im Bereich Altenversor-
gung und Kinderbelange — unter den Werten der
Frauen.

Neue Formen der gesellschaftlichen Verantwor-
tungsteillung  offentlicher Aufgaben unter dem
Leitbild des Aktivierenden Staates werden daher
unbedingt die geschlechtsspezifische Segmentie-
rung ehrenamtlichen Engagements zu berticksich-
tigen haben. Insbesondere die Sozialpolitik der
Linder und Kommunen wird diese Aspekte
berticksichtigen miussen, denn ein Groliteill des
Engagements in den sozalpohtischen Aufgaben-
bereichen wird von Frauen erbracht. Einsecitige
Strategien der Aufgabenverlagerung auf private
Imitiativen und freiwillige soziale Engagements
dirften erheblichen Widerstand insbesondere auf
seiten der Fravuen hervorrufen.

Biirgerengagement und Reorganisa-
tion offentlicher Leistungsstrukturen

In den letzten zehn Jahren hat das ehrenamtliche
Engagement von 25 auf 35 Prozent zugenommen.
Dabei zeigt sich ein Strukturwandel des Ehrenamts
in der Weise, dall das verpflichtende, kontinuierlich
angelegte Biirgerengagement zugunsten kurzfristi-
ger, projektorientierter Formen abnimmt™, Aller-
dings sind es vor allem die ,mitten im Leben
stehenden™, sozial und beruflich integrierten Be-
violkerungsgruppen, die das hochste Engagement-
niveau aufweisen.

Wie die Umfrage auch gezeigt hat, mull biirger-
schaftliches Engagement vor Ort ansetzen. Uberall
dort, wo der Biirger auf den Staat oder einen ver-
festigten, quasi-staatlich organisierten Dritten Sek-
tor trifft — und hier speziell im Bereich sozaler
Dienste — gibt es ein weites Feld der Aktivierung.

22 Vgl Roli G. Heinze/Heiner Keupp, Gesellschafiliche
Bedeutung von Titigkeiten auBerhalb der Erwerbsarbeit
Gutachten fiir die Kommssion fur Zukunfisfragen” der
Freistaaten Bayern und Sachsen, Juli 15997,
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Abbildung 4: Ehrenamtliches Engagement nach Bereichen und Geschlecht
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Zielftihrend sollte die Offnung bzw. die Reorgani-
sation der offentlichen Institutionen und damit
eine enge Verknipfung formeller und informeller
Hilfen in unterschiedlichen sozialen Handlungsfel-
dern sein. Formen biirgerschaftlichen Engape-
ments wiren in diesem Sinn integrierter Bestand-
teil formeller Hilfe- und Dienstleistungssysteme.
Dabei wiire es ratsam, solche Einrichtungen wie
z.B. Kontakt- und Informationsstellen fiir ehren-
amtliche Arbeit oder Selbsthilfegruppen, Senio-
renbiiros, Biirgerbtiros und Nachbarschaftszentren
systematisch fortzuentwickeln und in ein aufga-
benbezogenes Konzept zur Aktivierung freiwilli-
gen sozialen Engagements miteinzubinden.

.Engagement” sollte zukiinftig mehr von den
jeweiligen Produktionsprozessen dffentlicher Lei-
stungen aus gedacht werden, weil es sich an den
lebenslaufrelevanten Institutionen anlagert. Wie
sich am Beispiel von Selbsthilfegruppen ersehen
ldBt, arbeiten eine Vielzahl von ihnen schon mit
den professionellen Einrichtungen des Sozial- und
Gesundheitswesens zusammen, wenn sie nicht
sogar auf Betreiben des Personals von sozialen
Dienstleistungseinrichtungen hin gegriindet und
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begleitet werden. Die eigentliche Schnittstelle Fir
die Aktivierung biirgerschaftlichen Engagements
liegt somit an der Grenze zwischen professionellen
Infrastruktureinrichtungen und freiwilligem sozia-
len Engagement.

Die Aktivierung kooperativer Leistungserbrin-
gung beruht auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit.
Notwendig ist die Selbstaktivierung des Staates
wie die Aktivierung der Gesellschaft. Biirger-
schaftliches Engagement lost sich dann von der
giingigen Argumentation, daB die Modernisierung
des Staates und die Ubernahme von offentlichen
Aufgaben durch die Biirgerinnen und Birger
lediglich ein Nullsummen- oder gar Negativsum-
menspiel darstellt: die Biirger iibernehmen das
(oder noch dartiber hinaus), was der Staat abgibt.
Fordernde Infrastrukturen und biirgerschaftliches
Engagement werden im Konzept des Aktivieren-
den Staates selbst zum Bestandteil einer
wgemischten Wohlfahrisproduktion”, Allerdings
miissen geschlechtsspezifische und sozialstruktu-
relle Briiche sowie aufgabenspezifische Schwer-
punkte berticksichtigt werden.
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Hellmut Wollmann

Kommunalpolitik:
Mehr (direkte) Demokratie wagen

[. Vorbemerkung: zur Begriffs-
verstindigung

Es diirfte niitzlich sein, eingangs kurz zu klaren,
was in dem nachstehenden Aufsatz unter wunmittel-
barer oder direkrer Demaokratie und deren Rechten
und Verfahren verstanden wird. Der Wortgebrauch
in der umfangreichen Debatte ist nicht einheitlich.

Hierzu rechnen wir zum einen jene politischen
Entscheidungsrechte des Staatsbiirgers, durch die
er an den das Gemeinwesen betreffenden verbind-
lichen Sachentscheidungen unmittelbar mitwirkt
und die das fiir das reprisentativ-parlamentarische
Verfassungsmodell konstitutive Wahlrecht ergin-
zen. Diese beiden Typen von politischen Teilha-
berechten werden in der klassischen Unterschei-
dung von reprisentativer und  plebiszitirer
Demokratie abgebildet'. Das direktdemokratische
Entscheidungsrecht des Staatsbilrgers findet sich
in der Urform von Volksversammilung (in der klas-
sischen Gestalt der antikgriechischen polis, der
LIS-nevenglischen rown meetings und der Gemein-
deversammiungen in der Schweiz) sowie in Volks-/
Biirgerbegehren und -entscheiden ( Plebiszit, Refe-
rendum ).

Ferner wird hier auch die direkte Wah! (Urwahl)
einzelner Amitstriger und deren Abberufung
(Abwahl, recall) im Wege des Volks-/Biirgerent-
scheids zu den direktdemokratischen Staatsbiirger-
rechten gezihlt®. Zwar sind sie - insoweit der Wahl
von Abgeordneten vergleichbar — auf die Wahlent-
scherdung iiber Personen gerichtet, die als politisch
verantwortliche Sachwalter agieren sollen, und

I Vgl Emst Fraenkel, Die reprisentativen und die ple-
biszitiren Komponenten im demokratischen Verfassungs-
staat (1958), in: ders. Deutschland und die westlichen De-
mokratien, Stuttgart usw. 19797, 5 117,

2  Anderer Ansicht sind Autoren, die die Dircktwahl von
Amistrigern dem reprasentativ-mitielbaren Ordnungs-
modell* zurechnen mochten, so etwa Remhard Hendler,
Vorziige und Nachteile verstirkter Birgerbeteiligung auf
kommunaler Ebene, in: Hans-Giinter Henneke (Hrsg.), Ak-
tuelle Entwicklungen der inneren Kommunalverfassung,
Stuttgart w.a. 1996, 8 103f; Stefan Marshall, Ist das un-
mittelbare Personenvotum ein | direktdemokratisches® Ver-
fahiren?. in: Zeitschrift fiir Politik, (1997) 7, 5. 845 ff.
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weisen darin einen Zug représentativ-mittelbarer
Demokratie auf. Darin jedoch, daB der Staatsbiir-
ger mit der Direktwahl des Amtstrigers die Hand-
habe erhilt, diesen unmirelbar zu wiihlen, anstatt
ihn mittelbar durch die Volksvertreter bestellen zu
lassen. ist ein unmittelbar politischer Konnex des
Bestimmungsrechtes gegeben, der es geboten und
zweckmibBig erscheinen LiBt, die unmittelbare
Wahl (und auch Abwahl) zum Repertoire direkt-
demokratischer Rechte zu rechnen.

[1. 40 Jahre ,alte” Bundesrepublik:
Die Vorherrschaft des reprasentativ-
mittelbaren Demokratiemodells

Die Wiederbegriindung des demokratischen Ver-
fassungsstaates nach dem Ende der Hitler-Tyran-
nel war insgesamt von einer auffallenden Zuriick-
haltung gegeniiber der Einfithrung von Elementen
der direkten Demokratie gekennzeichnet. Das
Grundgesetz, das am 23, Mai 1949 in Kraft trat,
war ,streng reprisentativ’ konzipiert. Zwar heiBit
es in Art. 20, Abs. 2, Satz 2 GG, die Staatsgewalt
werde ,,vom Volk in Wahlen und Abstimmungen
ausgeiibt™, womit neben dem Wahlrecht auch
direktdemokratische Entscheidungsrechte ange-
sprochen werden. Uberdies ist in Art. 28, Abs. 1,
Satz 3 GG — an die Adresse der Landesgesetzge-
ber festgelegt, daBl in den Gemeinden an die Stelle
der gewihlten Vertretung die (direktdemokrati-
sche) ,Gemeindeversammlung® treten Kdénne.
Sieht man von der Volksentscheidung in Fragen
der Linderneugliederung ab (Art. 29 GG)*, ent-

3 Wolfgang Bockenforde, Demokratie und Reprisentation,
in: ders.. Staat, Verfassung, Demokratie, Berlin 1992%, 8. 379,
4 Auf dieser Verfassunpsvorschrift fulfte die  Volks-
abstimmung, die am 29. 1. 1951 in den - nach Kriegsende von
den westlichen Besatzungsmichten gebildeten drei — Lin-
dern Wilrtiemberg — Baden, Wiirttemberg — Hohenzollern und
(Sticl-) Baden (das erstere der US-amerikanischen, die beiden
leizieren der franztsischen Besatzungszone zugehtirig) tiber
deren Neugliederung als . StUdwest-Staat” abgehalten wurde
und zur Bildung des Landes Baden-Wiirttemberg fihrte. Dies
Blieb flr Uber ein halbes Jahrhundert die einzige Anwendung
des grundgesetzlichen | Territorialplebiszits®, his am 5. 5.
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hiilt sich das Grundgesetz jedoch streng reprisenta-
tiv jeghicher plebiszitirer Regelung.,

Als Kronzeuge fir die ,anti-plebiszitare” Grund-
stimmung, die im Parlamentarischen Rat
herrschte, wird vielfach Theodor Heuss, liberalde-
mokratisches Mitglied des Rates und erster Bun-
desprasident der neuen Republik. mit seiner War-
nung ztierl, Volksabstimmungen seien ..in den
grofraumigen Demokratien die Pramie fiir jeden
Demagogen*®, Bei dieser Ablehnung waren indes-
sen weniger die ,Weimarer Erfahrungen® als viel-
mehr, vor dem Hintergrund des heraufziehenden
Ost-West-Konflikts, die Sorge vor den politischen
Unwigbarkeiten plebisatirer Verfahren bestim-
mend®. Die verfassungsrechtliche und -politische
[Diskussion blieb iiber Jahre von der Auffassung
geprigt, dafi sich die Viter und Miitter des Grund-
gesetzes bewulit fiir eine strikt reprasentative,
wenn nicht anti-plebiszitiire Awusrichtung des
Grundgesetzes entschieden haben’.

Die meisten der von den westlichen Besatzungs-
michten in den Jahren 1946/47 - also vor der
Griindung der Bundesrepublik — gebildeten Ldin-
der nahmen in thre (unter starker Einwirkung der
Besatzungsmichte ausgearbeiteten) Verfassungen
Vorschriften zur Volksgesetzgebung bzw. zu ver-
schiedenen Formen von Referenden auf®. Prak-
tisch spielten diese jedoch iiber Jahrzehnte kaum
eine Rolle” - sei es, daf die Verfahrenshiirden zu
hoch waren, sei es, da3 die politikkulturellen Vor-
aussetzungen fiir ihre Inanspruchnahme fehlten.

In auffallendem Gegensatz zu ihrer Bereitschaft,
auf Landesebene Referenden vorzusehen, sahen
die Linder durchweg davon ab, in ihren Kommu-
1996 in Berlin und Brandenburg ein Volksentscheid ther die
Fusion der beiden Linder durchgefihrt wurde {und schei-
terie)

5 Zit nach Tilman Evers, Volkssouverimiit im Verfahren
Zur Verfassungsdiskussion iiber direkte Demokratie. in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 23/91, 8 5.

6 Vol hierzu Klaus Bugiel, Volkswille und reprisentative
Entscheidung, Baden-Baden 1991 Ciimar Jung, Grundgescte
und Wolksentscheid. Grinde und Reichweite der Ent.
scheidungen des Parlamentarischen Rats gegen Formen di-
rekter Demokratie, Opladen 1994

7 Vel Uwe Berlit, Soll das Volk abstimmen? Zur Debatte
iber direkldemokratische Elemente im Grundgesetz, in
Kritische Justiz, (1993) 3, 8 318,

& Vol Owmar Jung, Siegesrug direkidemokratischer In-
stitutionen als Erginzung des repriisentativen Systems? Er-
fahrungen der Wer Jahre, im: Hans Herbert von Arnim
(Hrsg ). Demokratic vor neden Herausforderungen, Berlin
1999, 5 104 f. Fir eine Ubersicht vgl, Albrecht Weber, Di-
rekte Demokratie im Landesverfassungsrecht, in: Die Of-
fentliche Verwaltung; (1985), 5 175 1.

O In Merdrhein-Westfafen 7. B. ist wihrend 50jihniger Gel-
tung der Regelungen nur ein einziges Volksbepehren zu-
stande gekommen, vgh. €L Jung (Anm. 8). 5. 106.
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nalverfassungen Referenden auf der kommunalen
Ebene einzufithren', Fiir diese Zuriickhaltung las-
sen sich mehrere Griinde vermuten:

Zum einen gab es fiir kommunale Referenden in
den westdeutschen Lindern bzw. ithren Vorliiufern
keine gesetzgeberische Tradition. Wihrend der
Weimarer Repubhk sahen allein die Lander Sachi-
sen und Thiiringen kommunale Referenden vor'',
Zum andern und vor allem lieB die noch weithin
herrschende. von der iiberkommenen staatsrechtli-
chen Lehre bestimmte Auffassung, dall - staats-
rechtlich gesehen — die kommunale Selbstverwal-
tung Teil der Landesexekutive, ihre Aufgaben also
mittelbare Staatsverwaltung und die Kommunal-
vertretungen Verwaltungsorgane seien, wohl kaum
Platz fiir die Forderung, dem Gemeindeblrger
direktdemokratische  Entscheidungsrechte -
zusitzlich zu seinem Wahlrecht fiir die Kommunal-
vertretung — einzuriumen's,

Diese Zuriickhaltung gegeniiber direktdemokrati-
schen Entscheidungsrechten wurde in dreifacher
Hinsicht — allerdings mit bezeichnendem Ausnah-
mecharakter — durchbrochen:

Zum einen sahen die Verfassungen und Gemein-
deordnungen von Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen und Baden-Wiirttemberg''  fiir  (Zwerg-)-
Gemeinden (direktdemokratische) Gemeindever-
sammiungen an Stelle von (reprasentativ-demo-
kratischen) Gemeindevertretungen vor. In Baden-
Wiirttemberg wurde diese Regelung in den siebzi-
ger Jahren aufgehoben, nachdem von ihr kaum
Gebrauch gemacht worden und sie als Ergebnis
der Gemeindegebietsreform praktisch gegen-
standslos geworden war'.

Zum andern: Es dauerte bis 1956, ehe das Land
Baden-Wiirttemberg als einziges Land Biirgerbe-
gehren und -entscheide fiir seine Gemeinden ein-
fithrte'?, und hiermit bis in die spiten achtziger

10 Vgl Hans-Herbert von Arnim, Auf dem Weg zur opti-
malen Gemeindeverfassung, in: Klaus Lider (Hrsg. ), Staat
und Verwaltung, Berlin 1997, 8. 321,

11 Vgl Klaws Ritgen, Birgerbegehren und Biirgerent-
scheid, Baden-Baden 1997 8. 51

12 Zur traditionellen Lehre und zu deren Kriuk vgl. Hell-
mul Wollmann, Kommunalvertretungen: Verwaltungsorgane
oder Parlamente?, in: Hellmut Wollmann/Roland Roth
(Hrsg.), Kommunalpolitik, Opladen 199, 5 591

13 Zur Bildung des Landes Baden-Wiintemberg vel
Anm. 4.

14 Vol Gerhard Becker, Biirgerschafiliche Teilnahme an
der kommunalen Selbstverwaliung, im: Oscar W, Gabriel
{Hrsg.), Kommunalpolitik im Wandel der Gesellschall, K-
nigstein 1979, 5.70.

15 Ausder umfangreichen Literatur zum Biirgerbegehren/-
enischeid in Baden-Wiirtiemberg vel. Gunter Beilharz, Politi
sche Partizipation im Rahmen des § 21 der Gemeinde-
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Jahre kommunalverfassungsrechtlicher Einzelgin-
ger blieb.

SchlieBlich war auch die Direktwahl des Biirger-
meisters, die nach 1945 zunéchst in Bavern (neben
der Direktwahl des Landrats) und 1935 in Baden-
Wiirttemberg eingefiihrt wurde (Siiddeutsche Biir-
germeister-Rats-Verfassung) emn — allerdings ge-
wichtiger und folgenreicher — Sonderling im Kon-
zert der unterschiedlichen Kommunalverfassungs-
modelle der Linder'.

Die Vorherrschaft des reprisentativ-demokrati-
schen Verfassungsmodells schien zumal aul der
kommunalen Ebene ernsthaft herausgefordert, als
die Politik- und Verwaltungswelt der Bundesrepu-
blik von einer Welle politischer Diskussionen, Pro-
teste und Imiativen ergnffen wurde, die sich in
einem wichtigen demokratie- und parlamentaris-
muskritischen Strang gegen das Monopol und die
Legitimitidt der reprisentativ-demokratischen In-
stitutionen und Verfahren wandte. Die Biirgerin-
thiativen, die vielerorts gegen Planungsentschei-
dungen der Kommunen Sturm liefen, markierten
den Protest gegen die Undurchsichtigkeit und
Undurchldssigkeit der repriisentativ- und parteien-
demokratisch geprigten Entscheidungsstrukturen
der Kommunen; sie forderten mehr partizipative
Beteiligungsrechte!’. Die von der sozialliberalen
Koalition nach 1969 proklamierte Politik der inne-
ren Reformen berog die politischen Entschei-
dungs- und administrativen Verarbeitungsstruk-
turen in ihre Reformabsichten ausdriicklich ein
und schrieb sich — in der beriihmten Formel, die
Willy Brandt in seiner ersten Regierungserklirung
von 196Y aussprach - ,Mehr Demokratie wagen!"
aufs Banner.

Die unterschiedlichen politischen, ideologischen
und sozialstrukturellen Stromungen und Anstibe
(Studentenrevolte, politische Protestbewegungen,
Auberparlamentarische Opposition, Soziale Bewe-
gungen, Blrgerinitiativen usw.) trafen — sich tlber-
lappend und wechselseitig verstarkend - in den
spiten sechziger und den frithen siebziger Jahren
in einer Vielfalt, Breite und Wucht zusammen, die
in der bisherigen Geschichte der Bundesrepublik
ohne Beispiel war. Vor dem Hintergrund einer

ordnung von Baden-Wirttemberg 1981, Hans-Georg Weh-
ling, Politische Partizipation in der Kommunalpolitik, in: Ar-
chiv fir Kommunalwissenschaft, (1989), S 110ff. Weitere
Nachweise zuletzt bei K. Ritgen (Anm, 11), & 25.

16 Vgl H. Wollmann {Anm, 12), 5. 531f.

17 Vgl. Roland Roth, Lokale Demokratie ,.von unten®.
Biirgerinitiativen, stidtischer Protest, Blrgerbewegungen
und neue soziale Bewegungen in der Kommunalpolitik, in;
H. Wollmann/R. Roth (Hrsg.) (Anm. 12), 8. 2 ff., mit zahlrei-
chen Nachweisen.
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politischen Kultur, die — wie international verglei-
chende Untersuchungen belegten'” — in den fiinfzi-
ger Jahren noch stark obrigkeitsstaatlich geprigt
war, summierten sich diese AnstéBe und Anliufe
zu nichts weniger als einer partizipatorischen
Revolution, die das Selbst- und Rollenverstandnis
des Birgers in seinem WVerhiltnis zu Staat und
Gesellschaft tiefgreifend ummodelte'” und eine
Zasur in der politischen Kultur der Nachkriegs-
Republik bedeutete.

Angesichts des ungewohnlichen Ausmabes poli-
tisch-gesellschaftlicher Unruhe, der Reichweite der
politischen Forderungen und des Grades sozio-kul-
tureller Verdnderungen muBl erstaunen, wie wenig
sich davon in direktdemokratischen Veranderun-
gen politischer Strukturen und Verfahren nieder-
geschlagen hat. Dies gilt zum einen fiir die Bun-
desebene, So  lehnte die Enguetekommission
Verfassungsreform in threm 1974 vorgelegten
SchluBbericht™ die Aufnahme von Plebisziten in
das Grundgesetz ab”'. Aber auch die Landesgesetz-
geber sahen keine Veranlassung, die Kommunal-
verfassungen direktdemokratisch nachzuriisten.
Allerdings trugen sie den verfassungspolitischen,
politikpraktischen und -kulturellen Veranderungen,
von denen die kommunale Politik- und Verwal-
tungswelt seit den sechziger Jahren — nicht zuletzt
wegen des verstarkten Eindringens der politischen
Parteien in die kommunale Ebene - ergriffen wur-
den, durch die Einfilhrung kommunalrechtlicher
Regelungen Rechnung. Diese waren geeignet, die
Einbindung und den institutionellen Gleichklang
der kommunalen mit der Bundes- und Landes-
ebene zu bekriiftigen, die Kommunen kommunal-
verfassungspolitisch wie -rechtlich als .voll ausge-
bildete politische Systeme“™ anzuerkennen und
damit der iberkommenen staatsrechtlichen Inter-
pretation der kommunalen Selbstverwaltung als
Teil der Landesexekutive und der Kommunalver-
tretungen als Verwaltungsorgane den Boden zu
entzichen”. Jedoch wurde hierdurch das reprisen-
tativ-demokratisch-parlamentarische Element der
kommunalen Selbstverwaltung verstirkt und das
direktdemokratische blieb vernachlissigt.

Hinsichtlich direkrer Teilhaberechte hatte es mit
bundes- und landesgesetzlichen Regelungen sein

18 Vel R.Roth, ebd., S 3. insbes. dort FuBnote 6§ mit
Nachweisen,

19 Vgl Anm. 18 mit Nachweisen.

20 Vgl BT-Drs. 7/5924, 8. 24,

21 Vgl U Berlit (Anm. 7), S. 319 mit Nachweisen.

22 Heiko Faber, Kommunale Selbstverwaltung, in: Al-
ternativkommentar zum Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland, Darmstadt - Neuwied 1984, Rdnr, 55,

23 Vgl H. Wollmann (Anm. 12), 8 56 ff,
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Bewenden, durch die die (konsultative) Mitwir-
kung der Biirger insbesondere in Planungsverfah-
ren eingefithrt wurde, sei es als Offentlichkeits-, sei
es als Betroffenenrechte™. Durchweg handelte es
sich um ..unechte Teilhaberechte, d. h. um solche,
die sich auf die (konsultative) Anhdrung, Informa-
tion und Mitwirkung in Planungsverfahren (z. B.
vorgezogene Biirgerbeteiligung im Bauplanungs-
verfahren™) beziehen und sich in diesen erschip-
fen, wihrend die Entscheidungen ungeschmilert
bei den reprisentativ-demokratischen Vertre-
tungskorperschaften bleiben.

[1I. Direktdemokratischer Rege-
lungsschub in den neunziger Jahren

Hatten sich die Bundeskinder seit ithrer Bildung
nach dem Zweiten Weltkrieg iiber 40 Jahre lang
bemerkenswert sperrig gezeigt, die bestehenden
Kommunalverfassungen um direkt-demokrati-
sche Komponenten zu erweitern, und bewahrten
sie ihre direktdemokratische Priiderie selbst vor
dem Hintergrund der partizipatorischen Revolu-
tion der sechziger und siebziger Jahre, so wurde
die Kommunalgesetzgebung der Linder seit den
frithen neunziger Jahren geradezu von einer
direktdemokratischen Woge ergriffen. Demgegen-
iiber verdient hervorgehoben zu werden, daB im
Gegensatz zu den Lindern die Bundesebene an
threr Unwilligkeit, plebiszitire Elemente in die
Bundesverfassung aufzunehmen, beharrlich fest-
hielt, wie das Scheitern entsprechender VorstoBe
im Prozell der Deutschen Einigung und insbe-
sondere der Ausgang der Beratungen der
Cremeinsamen  Verfassungskommission demon-
strierten™.

1. Gemeindeversammlungen

Der direktdemokratische Aufschwung in der Kom-
munalgesetzgebung der Linder ging allerdings an
der wrdemokratischen Einrichtung der Gemeinde-
versammiungen vollig vorbei. Unter den ,.alten™
Bundeslindern sind diese derzeit allein in der
Gemeindeordnung  von  Schleswig-Holstein  fiir
Zwerggemeinden bis 70 Einwohner vorgesehen
(§ 73 GO SH)” und werden dort gegenwirtig in

24 Vgl die Ubersicht bei R. Hendler (Anm. 2}, S. 101 .

25 Vel § 3 Abs: 1 Satz 2 Bundesbatigesetz bew. Bangesetz-
buch.

26 Vel O Jung (Anm. 8), 5: 111 mit Nachweisen

27 Vgl Hans-Herbert von Amim, Méglichkeiten unmattel-
barer Demokratic auf Gemeindeebene, in: Die Offentliche
Verwaltung, (19949, 5. BE.
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29 Gemeinden praktiziert™, Als einziges ostdeut-

sches Bundesland hat Brandenburg in seiner
Gemeindeordnung von 1993 die Gemeindever-
sammlung fiir Gemeinden mit weniger als
100 Einwohnern vorgesehen; derzeit bedienen sich
threr rund 30 Gemeinden.

Angesichts dessen, dal in den alten Bundeslin-
dern durch die zwischen Mitte der sechziger und
siebziger Jahre durchgefiihrten Gemeindegebiets-
und Gemeindeorganisationsreformen die Zahl der
Gemeinden — bundesweit — von rund 24 000 auf
etwas tiber 8 000 durch Zusammenlegung und Ein-
gemeindung reduziert wurden und hierbei vor
allem die meisten Zwerggemeinden in griferen
Gemeinden aufgingen®™, sind jedenfalls in den
westdeutschen Lindern™ die gemeindestrukturel-
len Voraussetzungen filr direktdemokratische
Gemeindeversammiungen kaum mehr gegeben,
von ihrer fehlenden Verankerung und Abstiitzung
(Akzeptanz) in einer entsprechenden kommuna-
len Politiktradition und -kultur ganz zu schweigen.
Anders als in der Schweiz, wo unter ganz anderen
gemeindestrukturellen, politiktraditionellen  und
kulturellen Bedingungen in mehreren Kantonen
die urdemokratischen Gemeindeversammlungen
nach wie vor die bestimmenden Triager der lokalen
Demokratie sind™, ist in den in Schleswig-Helstein
und Brandenburg derzeit noch praktizierten
direktdemokratischen Gememdeversammlungen
eher ein _liebenswiirdiges, aber anachronistisches
Kuriosum** denn eine lebensfihige Alternative

28  Wgl. Friedrich Franke, Klemstgemeinden in Schleswig-
Holstein — liehenswiirdiges. aber anachronistisches Kurio-
sum?, in; Die Gemeinde Schleswig-Holstein, (1994), 5. 103 .
ders. Gemeindeversammiungen in Recht und Verwaltungs-
praxis in Schleswig-Holsteins Kleinstgemeinden, Berlin 1996,
29 Vgl Eberhard Laux, Erfahrungen und Perspektiven
der kommunalen Gebiets- und Funktionalreformen, i
H. Wollmann/R. Roth (Hrsg.) (Anm. 12), 5 17511.

M In den estdeutschen Lindern wurde aufl Gemeindege-
bietstreformen (auBer in Sachsen) — islang — verzichtet, vl
Hellmut Wollmann, Um- und MNeubau der Kommunalstruk-
turen in Ostdeutschland, in: ebd., 5. 1641

31 In cimigen, insbesondere in den deutschsprachigen
Schweizer Kantonen bestehen (direktdemokratische) Ge

meindeversammlungen durchweg auch in groBeren Cremein

den; vel. Erwin Riegg, Die Schweiz, in: Hans-Georg Wehling
(Hrsg ), Kommunalpolitik in Europa, Stuttgart 1994, 5 48,
Dic Beteiligungsrate an den Gemeindeversammlungen st
besonders hoch in den traditionell agrarischen Gemeinden:
vel, Andreas Ladner, Direkte Demokratie auf kommunaler
Ebene. Die Beteiligung an Gemeindeversammlungen, i
SVPW-Tahrbuch, Verdffentlichungen der Schwerzenischen
Veremigung flr Politische Wissenschaft, Bd. 31. 1991, 5. 63 {1
Inanderen Kantonen, vor allem in der franzdsisch-sprachigen
Westschweiz und im Tessin, iiberwicgen reprisentativ-demao

kratische Kommunalvertretungen; si¢ werden von kom

munalen Referenden direktdemokratisch erghingt.

32 8o die mit Fragezeichen versehene Uberschrift bei
F. Franke { Anm. 28).
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Zum Modell zu

sehen.

reprisentativ-demokratischen

2. Kommunale Biirgerbegehren und -entscheide
(Referenden)

Hatte Baden-Wiirttemberg mit seinem 1956 einge-
filhrten kommunalen Referendum bis in die spi-
ten achtziger Jahre allein gestanden, setzte in den
anderen Bundeslindern in den frithen neunziger
Jahren ein Regelungsschub ein, durch den binnen
kurzem kommunale Referenden in allen Bundes-
lindern eingefithrt wurden™. Fiir diesen kommu-
nalverfassungsrechtlichen .,Domino-Effekt” lassen
sich inshesondere zwei Anstobe identifizieren™:

Den Auftakt gab Schleswig-Holstein mit der
MNovellierung seiner Gemeindeordnung vom 2. 4.
1990, die als Ausdruck der landespolitischen
Bemiihungen zu sehen ist, auf die Barschel-Affire
mit einer Reform der politischen Institutionen zu
reagieren’’.

- Einen weiteren Impuls gab die Kommunalver-
fassung der DDR vom 17.5. 1990, m die die
demokratisch gewihlte Nachwende-DDR-Volks-
kammer — neben eigenen kommunalpolitischen
Mitwirkungsrechten von Birgerinitiativen und
-bewegungen — Biirgerbegehren und Biirgerent-
scheide in der erklidrten Absicht aufnahm, hiermit
ein Stiick basisdemokratischen Erbes der ostdeut-
schen friedlichen Revolution zu bewahren™.

In rascher Sequenz schlossen sich die anderen
Linder an: so Hessen (1992), Rhemland-Pflal:
(1993) und Nordrhein-Westfalen (1994)®. An die
in ihnen zundchst fortgeltende DDR-Kommu-
nalverfassung ankniipfend, verabschiedeten die
neuen Linder 1993 und 1994 Kommunalord-
nungen, in denen durchweg kommunale Biirgerbe-
gehren und -entscheide vorgesehen sind™. Das in
Bavern mit Wirkung vom 1. 10. 1995 landesverfas-
sungs- und kommunalrechtlich eingefiihrte kom-
munale Referendum verdient aus mehreren Griin-
den besondere Hervorhebung. Zum einen wurde
diese Regelung im Wege eines Volksbegehrens
~Mehr Demokratie in Bayern™ gegen eine wider-
strebende Landtagsmehrheit initiiert und in dem

13 Vgl den Uberblick =, B. bei G. Jirgens, Direkte Demo-
kratie in den Bundesliandern, Stuttgart u. a. 1993, 5 227 ff.

34 Vel O Jung (Anm. 8). 5. 105.

35 Vgl ebd.

6 Vgl insbesondere Otlo N, Bretzinger, Die Kommunal-
verfassung der DDR, Baden-Baden 1994,

37 Vel die Dokumentation der Gesetzesberatungen in:
Franz-Ludwig Knemeyer (Hrsg), Aufbau kommunaler
Selbstverwaliung inder DDR, Baden-Baden 1990,

38 Vel O Jung (Anm. 8), 5 107 mut weileren NMachweisen,
3¢ Vgl D Schefold/M. Meamann ( Anm. 35), 5. 107 {f,
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am 1. 10, 1995 durchgefiihrien Volksentscheid mit
deutlicher Mehrheit (57.8 Prozent bei einer aller-
dings schmalen Abstimmungsbeteiligung von
36.9 Prozent) durchgesetzt™. Zum andern ist das
bayerische Kommunalreferendum darin ,.e¢inma-
lig**', daB seine Verfahrenshiirden deutlich niedri-
ger sind als in den anderen Bundeslindern.

Als Ergebnis dieses Regelungsschubs wurden von
den Lindern die Kommunalreferenden nicht nur
fiir die Gemeinden®, sondern auch fiir die Land-
kreise® eingefithrt, worin ein weiterer Schritt zur
Parallelisierung zwischen Gemeinde- und Kreis-
recht** sowie Einebnung der institutionenge-
schichtlich  bedingten Unterschiede #zwischen
Gemeinde- und Kreisverfassungen™ sichtbar wird.

Beteiligungserfordernisse (Quoren) fiir Biirger-
begehren und -enischeid

Im Verfahrensablauf der kommunalen Referenden
sind zwei Stufen zu unterscheiden: deren Initiie-
rung, die durchweg aus der Mitte der Bevolkerung
(Biirgerbegehren) und in den meisten Bundeslin-
dern™ auch aus der Mitte der Kommunalvertre-
tung {Ratsbegehren) erfolgen kann, und deren Ent-
scheidung (Biirgerentscheid) durch Abstimmung
der Birger.

Die Mindeststimmenzahl (Quortem) fiir das Zu-
standekommen eines Biirgerbegehrens (Initiativ-
guorum) ist landesgesetzlich unterschiedlich — zwi-

40 Fir Einzelheiten vgl, Otmar Jung, der Volksentscheid
iiber die Emflihrung des kommunalen Birgerentscheids am
. Oktober 1995, mn: Jahrbuch 2ur Staats- und Verwaltungs-
wissenschaft, Band 9, 1996, 5 191 {1; Franz-Ludwig Kneme-
ver, Burgerbegehren und Birgerentscheid in Bayern, in: ders
{Hrsg.). Biirgerbegehren und Birgerenischeid in Bayern,
Stuttgart u.a. 199, 5. Y1f.

41 Hans-Ginter Henneke, Das nichtige Mad an Unmitiel-
barkenl und Instanz ber Kommunalen Birgerbepehren und
-entschewden, in: Zewtschnft fur Gesetzgebung. 11 (1996), 5. 2.
42  Fir eine Ubersicht der Repelung der pemeindlichen Re-
ferenden vel. Ralf Kleinfeld, Kommunalpolitik, Opladen
1996, 5 141; Ptz Ossenbihl, Blrgerbegehren und Biirger-
entscheid, in: Gerhard Seiler (Hrsp ), Gelebte Demokratie,
Stuttgart 1997, 8 249 Fubnote 8.

43 AuBer in Hessen, dem Saarfand und Baden-Wiirttemberg
(sic!), dem bundesdeutschen Erzland des kommunalen Refe-
rendums. Fiir eine Synopse der kreishezogenen Regelungen
vgl. Hans-Giinter Henneke, Burgerentscheide in den {Land-)
Kreisen, in: ders. (Hrsg.) (Anm. 2), 5. 170 £,

44 Eberhard Schmidt-Afmann, Kommunalspezifischer
Verwaltungsstil und Differenzierungsmodelle, in: H.-G. Hen-
neke (Hrsg.) (Anm. 2), S 146

45 Vel Hellmut Wollmann, Entwicklungslimen lokaler
Demokratic und kommunaler Sclbstverwallung im inter-
nationalen Vergleich, in: ders/R. Roth (Hrsg.) (Anm. 12),
S 200k

46 AuBer in Hessen, Nordrfiein-Westfalen, Rheinfond-Pfalz
und Thiiringen.
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schen 10} und 20 Prozent - geregelt. In einigen
Bundeslandern ist fiir das Initiativquorum eing
prozentuale Staffelung vorgesehen, indem dieses
mit steigender GemeindegroBe sinkt (bis auf sie-
ben bzw. sechs Prozent bzw. drei Prozent*’; damit
soll dem Rechnung getragen werden, daB die
Mobilisierung von Unterstiitzung fiir eine [Ini-
tiative in grofleren Stiadten erfahrungsgemal
schwieriger 1st als in kleinen Orten. Die durch
Volksentscheid eingefithrte bayerische Regelung
unterscheidet sich darin, dali das Initiativquorum
flir Gemeinden bis 10000 Einwohner zehn Pro-
zent betrigt, fur Grobstidte jedoch bis auf drei
Prozent heruntergesetzt ist*.

Fiir das zustimmende Votum im Biirgerentscheid
wird in den meisten Bundeslindern ein Doppeltes
verlangt: zum einen, daBb das Begehren von der
(einfachen) Mehrheit der sich an der Abstimmung
beteiligenden Stimmberechtigten gebilligt werde,
und zum andern, daB die zustimmende Mehrheit
eine Mindestzahl der Stimmberechtigten (Abstim-
mungsquoriam) erreiche. Diesem Abstimmungs-
quorum, das in den landesgesetzlichen Regelungen
zwischen 25 und 30 Prozent der Wahlberechtig-
ten™ betriigt, liegt die Absicht zugrunde, zu verhin-
dern, daBl sich Bagatell- oder Zufallsmehrheiten
durchsetzen. Die baverische Regelung hebt sich
auch darin von den anderen ab, daB ein Abstim-
mungsquorum nicht vorgeschrieben ist, also die
einfache Mehrheit der sich an der Abstimmung
Beteiligenden geniigt.

Tvpen von Bilirgerbegehren

Die Biirgerbegehren lassen sich in drei Typen
unterscheiden®; Erstens sind Biirgerbegehren zu
nennen, ip denen die Initiatoren eine kommunale
Angelegenheit, in der die Kommunalvertretung
noch nicht titig geworden ist oder bewuBt untiitig

47 Ohne Staffelung nach Gemeindegrafie: 10 Prozent: in
Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schieswig
Holstein; 15 Prozent in Sachsen und 20 Prozent in Thidringern,
mit Staffelung: zwischen 10 und 3 Prozent: in Bayer; zwi-
schen 15 und 6 Prozent: in Baden-Wiirttemberg und Rhein-
fand-Pfalz; zwischen 10 und 7.5 Prozent in Mecklenburg-
Vorpommern.

48 Fir das Zustandekommen eines Ratbegehrens 150 er-
forderlich: die absolute Mehrheit der Mitgheder der Kom-
munalvertretung in Mecklenburpg-Vorpommern und Bayern,
Zwel-Drttel-Mehrheit 1n Baden-Wiirttermberg,  Sachisen,
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstemn.

49 So.in Brandenburg. Hessen, M"ﬂ:ﬁ:fﬂifr:irlg-lf'rﬂrpdm.iﬂ.r‘ru.
Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thii-
Fingen,

30 Soin Baden-Wiirtemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-
Arhalt

51 Vgl K. Ritgen (Anm. 11), S 150ff; F Ossenbihl
(Anm. 42), 5. 256.
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geblieben ist, auf die kommunalpolitische Tages-
ordnung setzen (initiierende Begehren). Sodann
konnen Biirgerbegehren darauf gerichtet sein,
einen von der Kommunalvertretung bereits gefali-
ten BeschluB anzugreifen und aufzuheben. zu
.Kassieren™ (kassatorische Begehren). SchlieBlich
konnen sie darauf zielen, einen von der Kommu-
nalvertretung vorbereiteten BeschluB zu verhin-
dern (priiventives Begehren). Die beiden letzteren
(kommunalpolitisch brisanten) Varianten iiberwie-
gen bislang in der kommunalen Praxis bei wei-
tem™?,

Die Gegenstinde von Biirgerbegehren und Biirger-
entscheiden

In den meisten Kommunalverfassungen ist festge-
legt, daBl sich die kommunalen Referenden mit
~wichtigen Gemeindeangelegenheiten™ befassen
und sich auf diese beschrinken. Einige enthalten
hierzu einerseits Positiv- und andererseits Negativ-
kataloge, in denen Angelegenheiten aufgezihlt
werden, fiir die Biirgerbegehren unzulassig sind.
Bei den fiir Buirgerbegehren unzuginglichen kom-
munalen Themen handelt es sich durchweg -
neben den staatlichen Aul'trugsungc!egenheiten"
— um die mmnere Organisation der Kommunalver-
waltung und die kommunalen Finanzen, insheson-
dere die Haushaltssatzung und die Festlegung von
kommunalen Abgaben; aus letzterem folgt die
grundsiitzliche Unzuldssigkeit haushalisrelevanter
Initiativen™. Eine spiirbare weitere Einschrinkung
ergibt sich in einigen Bundeslindern daraus, dal
Biirgerbegehren in Angelegenheiten fiir unzulis-
sig erkléirt sind, ,.die im Rahmen eines Planfestsiel-
lungsverfahrens oder eines formlichen Verwal-
tungsverfahrens mit Offentlichkeitsbeteiligung
oder eines abfallrechtlichen, immissionsschutz-
rechtiichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren
Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind“™.
Damit sind kommunalpolitisch brisante Fragen,
wie beispielsweise der Standort einer Miillverbren-
nungsanlage, die fiir kommunale Referenden
geradezu pridestiniert zu sein scheinen, von die-
sen ausdriicklich ausgenommen.

In weitgehender Ubereinstimmung schreiben die
Kommunalverfassungen (wiederum mit Ausnahme

52 Vel O Jung (Anm. 8), 5 128, wo, gestiitzt auf vorlie-
gende empirische Erhebungen zur bisherigen Praxis der
kommunalen Referenden in Bayvern und Hessen, der Anteil
der kassierenden und privventiven Biirgerbegehren mit rund
85 Prozent angegeben wird.

53 Vgl F Ossenbiihl ( Anm. 42), 8. 260

54 S0 & 26 Abs 5 Nr. 5 Gemeindeordnung NRW. Ahnlich
Rheinfand-Pfalz, Brandenburg und Mecklenburg-Varpom-

Mermn.
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Bayerns) lerner vor, daBl das  Biirgerbegehren,
sofern es kostenrelevant ist. einen Kostendek-
kungsvorschlag enthalte®. Erforderlich sind hier-
bei zum einen Angaben zur Hohe der zu erwarten-
den Kosten™, zum anderen ist ‘schliissig dar-
zulegen, aul welche Weise diese (etwa durch
Kosteneinsparungen oder -umschichtung im kom-
munalen Haushalt) finanziert werden sollen. ZAwar
stellt das Junktim des Kostendeckungsvorschlags
erhebliche Anforderungen an den Sachverstand
der Imitiatoren. Jedoch weist die . Vorschrift
zugleich darauf hin, dal sich das Verbot haushalts-
relevanter Initiativen aul Haushaltisentscheidungen
im engeren Sinn bezieht. das Einbringen kostenre-
levanter Vorhaben nicht ausschlieBt,

Zuliissigkeitspriifung

Uber die Zulissigkeit des Biirgerbegehrens ent-
scheidet in fast allen Lindern di¢ Kommunalver-
tretung — auber in Schieswig-Holstein, wo sie von
der Rechisaufsichtsbehorde gepriift wird. Abpese-
hen davon, dall die Kommunalvertretung mit der
Prifung dieser rechtlich teilweise noch 'weithin
ungeklirten Fragen oft fachlich iberfordert sein
ditrfte. ist diese Regelung kommunalverfassungs-
politisch problematisch, da die Kommunalvertre-
tung gegeniiber dem Biirgerbegehren und seinen
Initiatoren, vor allem im Falle von kassierenden
und praventiven Initiativen, Konfliktigegner und
Partei ist”’. In der kommunalen Praxis erweist sich
die Zuldssigkeitspriifung bislang als durchaus gra-
vierende Hiirde, an der zwischen 40 und 50 Pro-
zent der Birgerbegehren hiingen bleiben™,

Verfahrenskosten

Demokratie hat auch im Falle der kommunalen
Referenden ihre Kosten. Vorliegende Informatio-
nen deuten darauf hin, dal die von den Kommu-
nen fur einen durchgefithrten . Birgerentscheid
aulzuwendenden Kosten in Mittelstidten
{50 000 Einwohner) bei rund vier Mark™ und in
Grofstidten (Gber 100000 Einwohner) ber rund
einer Mark™ licgen.

55 Naheres bei D Schefold/M. Neumann (Anm. 35),
S 116 1L; F Ossenbiihl (Anm, 42), §: 254 1.

56 Miheres bei K. Ritgen (Anm. 11), 5. 122§

57 Fur Kntik vgl. F Ossenbihl (Anm. 42), 8.252f: H.-
H. von Armm {Anm. &), 8 86,

58 Vel O Jung (Anm. 8). 5 130, FuBnote 112 mit Nach-
Weisen

59 Vel F-L, Knemeyer {Anm. 40), 5. 28 {Fallbeispiel Fiis-
e

60 Vel ebd., 5 33 (Fallbeispiel Nitnberg), 5. 20 (Minchen);
ferner k. Ritgen (Anm. 1), 5 28 (Fallbeismel Solingen )
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Haufigkeit und Gegenstiande von Biirgerbegehren
¥ o ) i il
und Biirgerentscheiden in der Praxis”

Wihrend — im Riickblick auf die bishenige Praxis
der Kommunalen Referenden in Baden-Wiirttem-
berg, wo seit deren Einfithrung im Jahr 1956 insge-
samt nicht mehr als knapp 200 Bilrgerbegehren
registriert worden sind™ — mit guten Griinden skep-
tisch gefragt werden konnte, ob . bei so vielen Hin-
dernissen Blirgerbegehren und Birgerentscheid . . .
noch als realistische Partizipationschance anzu-
sprechen” seien®™, hat sich das Bild seit dem Beginn
der neunziger Jahre jedenfalls in denjenigen Bun-
deslindern deutlich gedndert, die durch niedrige
Initiativ- und Abstimmungsquoren (oder, wie in
Bayern, durch Verzicht auf letzteres) den Zugang
zum kommunalen Referendum erleichtert haben.
Einsamer Spitzenreiter ist Bavern, wo in den ersten
zwel Jahren 390 Biirgerbegehren und 256 Biir-
gerentscheide, also jahresdurchschnittlich knapp
200 Birgerbegehren und knapp 130 Biirgerent-
scheide (bei rund 2 000 Gemeinden) gezihlt wur-
den™. Dem folgen die anderen Lindern mit merkli-
chem Abstand. Im Land Schileswig-Holstein, das
den gesetzgeberischen Reigen in der Einfuhrung
kommunaler Relerenden erofinet hatte, fanden im
ersten Jahr nach der Einfihrung neun Birgerent-
scheide (bei rund 1 000 Gemeinden) statt®. Hessen
(mit 426 Gemeinden) kam in den ersten vier Jahren
jahresdurchschnittlich auf acht Blirgerentscheide™
und Nordrhein-Westfalen (mit 396 Gemeinden) in
den ersten zweieinhalb Jahren jahresdurchschnitt-
lich ebenfalls auf acht Biirgerentscheide®.

In Bayern lag die durchschnittliche Beteiligung an
den Abstimmungen tber die (ersten rund 60) Biir-
gerentscheide bei rund 55 Prozent; sie war in den
kleineren Gemeinden deutheh hdher als in den
griferen Stadien™,

Die Erfolgsquote der Burgerbegehren, also der
Anteil der erfolgreich durchgefiihrten Biirgerent-
scheide an der Gesamtzahl der zustande gekom-

61  Einen sehr kompetenten und aktuellen Uberblick tber
die Praxis der Birgerbegehren und Birgerentscheide sowie
den rasch anschwellenden Forschungsstand hierzu gibt zu-
letzt O Jung { Anm. 8) mit zahlreichen Nachweisen.

62 Vgl ebd., 5115,

63 SoH.-G Wehling {Anm. 15); 5. 112,

Bd  Wel O Jung {Anm. 8), 5 115 mit Nachweisen

65 Vel D. Schefold/M. Neumann (Anm, 35), 8. 12].

o6 Vel Theo Schiller/Volker Mittendorf/Frank Rehmert,
Biirgerbegehren und Birgerentscheid in Hessen, Marburg
[T

67 ¥Wgl. D. Schefold/M. Neumann (Anm.33). S 121
K. Ritgen (Anm. 11), 5 24.
68 Vel F-L. Knemeyer (Anm. 40), 8. 15,
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menen Biirgerbegehren, betrug in Hessenr in den
ersten Jahren rund 40 Prozent®,

Das Themenspektrum der Biirgerbegehren ist
weitgefichert und weist linderspezifische Profile
auf, in denen sich auch die unterschiedlichen lan-
desgesetzlichen Regelungen zu Gegenstand und
Reichweite der kommunalen Referenden wider-
spiegeln diirften. In Bavern stehen Verkehrspro-
jekte (mit rund 30 Prozent) im Vordergrund. Es
folgen Gffentliche Infrastruktur- und Versorgungs-
einrichtungen (Béder, Stadtwerke, Schulen — mit
rund 25 Prozent), Bauleitpline (mit rund 15 Pro-
zent) und Entsorgungsprojekte (Miill, Wasser -
mit rund zehn Prozent)™. In Hessen stehen obenan
offentliche Infrastruktur- und Versorgungseinrich-
tungen (rund 30 Prozent), Wirtschaftsprojekte
(z. B, Gewerbegebiete — mit rund 25 Prozent),
Verkehrsprojekte (mit rund 15 Prozent) und Ent-
sorgungsprojekte (mit reichlich zehn Prozent)™. In
Nordrhein-Westfalen drehten sich die Biirgerent-
scheide bislang vorrangig um verkehrsregelnde,
inshesondere  verkehrsberuhigende MaBnahmen
(rund 20 Prozent) und um den Erhalt bzw. die
Errichtung von Schulen (rund 20 Prozent)™.

Von den vorliegenden instruktiven Fallberichten zu
cinzelnen kommunalen Referenden seien hier sol-
che hervorgehoben, die auf die Erhaltung von kom-
munalen Einrichtungen zielten, deren SchlieBung
die Kommunalvertretung gerade diskutierte oder
bereits entschieden hatte, beispielsweise die Erhal-
tung der Eingangsklassen in einem stidtischen Gym-
nasium’™ oder von offentlichen Schwimmbiindern™,
In solchen kassatorischen bzw, priventiven Referen-
den. in denen die Intatoren und die Kommunalver-
tretung bew. deren Mehrheit die kommunalpoliti-
schen Klingen kreuzen, ist das Spannungsverhiiltnis
zwischen dem direktdemokratischen und dem reprii-
sentativ-demokratischen Politik- und Entschei-
dungsmodell mit Hinden zu greifen. Bundesweite
Aufmerksamkeit erregten zwei bayerische kommu-
nale Referenden, als sich Minchener Biirger — mit

69 Vel O Jung (Anm. 8), 5 108,

70 ¥l Mehr Demokratic in Bayern ¢.V., Der Bilrger-
entschewd in Bavern. Eine empinsche Analyse, @it in; O, Jung
{Anm. 8), 5 118, Fubnote 51. Vel auch die (vermutlich we-
gen teilweise anderer Kateponsierung und kirzeren Er-
hebungszeitraums etwas abweiwchenden) Angaben beil E-L.
Knemeyer (Anm. 40), 8 15,

71 Vel O Jung { Anm. 8), 5. 125,

72 Vel K. Ritpen (Anm. 11), 8 26, sowie die instruktive G-
bellarische Ubersicht der ersten 16 Referendumsverfahren,
5 281 E

73 Fallbeispiel Mimberg vgl. F-L. Knemeyer (Anm. 40},
i

74 Fallbeispiel Narnberg vgl. ebd.. 5. 35; Fallbeispiel So0-
lingen vgl. K. Ritgen (Anm. 11}, 8. 27.

Aus Politik und Zeitgeschichte B 24-25/99

knapper Mehrheit — fiir den (verkehrspolitisch und -
planerisch problematischen) Bau dreier Tunnel am
.Mittleren Ring"” entschieden und die Birger von
Feldafing dem Bau eines Museums fiir die weltbe-
kannte Buchheimsche Gemildesammlung mit deut-
licher Mehrheit eine Abfuhr erteilten — zwei Refe-
renden, die kaum als Paradebeispiele fir die
kommunalpolitische Weisheit des  kommunalen
Volkssouveridns® gelten kbnnen.

Wie demokratictheoretisch und kommunalpoli-
tisch aufregend der Eintritt der Referenden in die
kommunale Politikwelt auch ist, so sollte nicht ver-
kannt werden, dall sich Biirgerbegehren und -ent-
scheide in der kommunalen Politikpraxis bislang
(sieht man von Bavern ab) eher noch als eine Aus-
nahme- und Randerscheinung darstellen™. Indes-
sen mindert dies nicht die Einschiitzung. dall durch
die Einfithrung des Referendums als direktdemo-
kratisches Entscheidungsverfahren die kommunal-
poittischen Karten grundsétzlich neu gemischt
worden sind.

3. Direktwahl des Biirgermeisters und Landrats

Wie eingangs dargestellt, ist die Direkiwahl des
Biirgermeisters als unmittelbares Personalbestim-
mungsrecht der Gemeindebiirger deren direkide-
mokratischen  Entscheidungsrechten zuzurech-
nen’’. Der direkt gewﬁhlleﬁ mit exekuriven Zustin-
digkeiten ausgestattete Biirgermeister wurde nach
dem Zweiten Weltkrnieg zunichst (nebst dem
direkt gewihlten Landrat) in Bayern und dann
1956 in  Baden-Wiirttemberg als Schliisselfigur
der Siiddeutschen Biirgermeister-Rats-Verfassung
installiert™ und blieb fiir Jahrzehnte auf diese bei-
den Linder beschrankt. Erst in den spiten achtzi-
ger und frithen neunziger Jahren kam in den ande-
ren Bundeslindern Bewepung in die Diskussion
um die Urwahl des kommunalen Politik- und Ver-
waltungschefs, dies vor allem aus zwei Antrieben:

— Zum einen kam, mabgeblich von Gerhard Ban-
ner angestoben, 1n  Nordrhein-Westfalen eine

75 Wgl Helpa Ballauf, Das Kreuz mit dem Kreuz, in: Mit-
bestimmung, (1998) 11,5, 48,

76 Vel R. Roth (Anm. 17), 5 §; Franz-Ludwig Knemever,
Biirgerbeteilipung und Kommunalpolitik, Minchen - Lands-
bherg 1995, S, 11. Hierzu sei auf ein Rechenexempel ver-
wiesen, in dem die Zahl der in den Bundeslindern hislang
durchgefithrien Biirgerentscheide gemeinde- und jahres-
durchschnittlich umgerechnet worden sind. Demnach [ande
selbst im  Spitzenreiter-Bundesland Bayern  ein  Biirger-
entscheid pro Gemeinde nur alle 20 Jahre, in fessen alle 40
Jahre und in Baden-Wiirtternberg gar nur alle 200 Jahre statt
vgl. O Jung {Anm. 8), 5. 118

77 Zur abweichenden Auffassung vel. Anm. 2.

78 Vpl. Franz-Ludwig Knemeyer, Gemeindeverfassungen,
in: H. Wollmann/R. Roth (Hrsg) (Anm. 12}, 5. 109 {f,
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Debatte in Gang”™, in der das Norddeutsche Rats-
modell mit seiner Allzustindigkeit der Kommunal-
vertretung und mit seiner aus Biirgermeister (als
Vorsitzendem der Kommunalvertretung) und Stadt-
direktor (als Verwaltungschef) bestehenden ,,Dop-
pelspitze™ als vor allem steuerungs- und verwal-
tungspolitisch untauglich kritisiert und wirksame
Abhilfe in der Einfuhrung des (siiddeutschen) direkt
gewihlten Biirgermeisters als Politik- und Verwal-
tungschefs gesehen wurde. Dieser Diskussionsstrang
hatte einen eher managerialen, auf die Verbesserung
der ..Regierbarkeit” der kommunalen Politik- und
Verwaltungswelt gerichteten Grundzug,

— Einen stiarker demokratietheoretischen Anstol
lieferte der deutsche Einigungsprozell dadurch,
dal} in den ostdeutschen Diskussionen die Einfith-
rung des direkt gewihlten Birgermeisters von
Anfang an auch als eine Stiarkung der direktdemo-
kratischen Entscheidungsrechte des Gemeinde-
biirgers aufgefaBt wurde™.

In einem ..wahren Siegeszug der plebiszitiren Biir-
germeisterverfassung”® wurde binnen drei Jahren
die Direktwahl des mit eigenen exekutiven Zustéin-
digkeiten ausgestatteten Biirgermeisters in allen™
und die des Landrats in fast allen Lindern (auBer
in Brandenburg, Baden-Wiirttemberg, Schleswig-
Holstein und Niedersachsen) eingefiihrt™.

4. Abwahl des Biirgermeisters und des Landrats

Die Direktwahl des Biirgermeisters und des Land-
rats wurde in den meisten Lindern mit der Moglich-
keit seiner vorzeitigen Abberufung (Abwahl,
recall®®) im Wege eines Biirgerentscheids (Perso-
nalreferendwm) eingefithrt. Wie die Beratungen
(1993/94 ) iiber die neuen Kommunalverfassungen in
den ostdeutschen Lindern erkennen lassen, gab die
Regelung der Direktwahl des am Siiddeutschen
Maodell orientierten ,starken" Biirgermeisters zur
verfassungsrechtlichen und -politischen Uberlegung
AnlaBl, zugleich ein direktdemokratisches Gegenge-

79 Zu dieser (zwischen 1984 und 1994) gefithrien Debatie in
NRW vgl. R, Kleinfeld (Anm, 42), 5. 80ff.; Andreas Boven-
schulte/Annette Bul, Plebiszitire Biirgermeisterverfassun-
gen, Baden-Baden 1996, 5. 27 .

80 Zu den in den kommunalverfassungsrechilichen Bera-
tungen der ostdeutschen Landtage (1993/1994) relevanten
Uberlegungen vgl. D. Schefold/M. Neumann ( Anm. 35},

El A. Bovenschulte/A. BuB { Anm. 79), S 36.

82 Fir (gemeindliche) Ubersichten und Nachweise vgl. ins-
besondere A. Bovenschulte/A. Buli, ebd., S. 3611

53 Vgl Hans-Giinter Henneke, Rechtsfragen zu Status und
Kompetenzen des Hauptverwaltungsbeamten, in:  ders.
(Anm. 2), 8. 36,

#4 Zu dem der US-amerikanischen Verfassungsiradition
insbesondere auf der einzelstaatlichen und kommunalen
Ebene geliufigen Wiederabberufungs-/Abwahl-  (recall)-
Verfahren vgl. U Berlit (Anm. 7), 8. 332 mit Nachweisen.
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wicht und eine kommunalpolitische ,.Notbremse* zu
schaffen™. Verfahren fiir die Abwahl des Biirger-
meisters sind inzwischen in fast allen Bundeslindern
(mit der auffilligen Ausnahme von Baden-Wiirttem-
berg und Bayern, den beiden Erzlindern des direkt
gewihlten Biirgermeisters!) in Kraft. Ahnliches gilt
fiir die Abwahl des Landrats™.

Wie beim kommunalen (Sach-)Referendum sind fiir
das Abwahlverfahren (als Personalreferendum)
zwei Stufen zu unterscheiden: die Initiierung des
Abwahlverfahrens (Abwahlbegehren) und der Biir-
gerentscheid tiber dieses. Hinsichtlich der ersteren ist
hervorzuheben, daB allein in den Landern Branden-
burg, Sachsen und Schleswig-Holstein das Abwahl-
verfahren durch Biirgerbegehren aus der Mitte der
Bevilkerung selbst in Gang gesetzt werden kann. In
den anderen Bundeslindern kann nur ein Ratshe-
gehren, also aus der Mitte der Kommunalvertretung,
eingeleitet werden®’. Abgesehen davon, daB dies als
verfassungsrechtlich widerspriichlich und unstimmig
scheint, verrit der Ausschlufl des Biirger-Abwahlbe-
gehrens eine gehorige Portion MiBtrauen vor dem
~Jkommunalen Volkssouveran®.

In den drei Bundesliindern, die das Biirger-
Abwahlbegehren vorsehen, kommt dieses als
erster Verfahrensschritt zustande, wenn 25 Prozent
(in Schleswig-Holstein) oder ein Drittel (in Sach-
sen) der Wahlberechtigten die Initiative unterstiit-
zen (Initiativquorum)™.

In Brandenburg lag diese Einstiegshiirde zuniichst
verhiltnismiflig niedrig bei zehn Prozent und
wurde durch Gesetzesiinderung vom 20. Mai 1998
in einer gestaffelten Regelung kriftig erhoht, die
von 25 Prozent (in Gemeinden bis zu 20 000 Ein-
wohnern) bis zu 15 Prozent (in Gemeinden mit
mehr als 60 000 Einwohnern) reicht.

Ist ein Abwahlverfahren, sei es durch Biirger-
Abwahlbegehren, sei es durch Ratsbegehren. in
Gang gekommen, so ist die Abwahl des Biirger-
meisters bzw. des Landrats durch Biirgerenischeid
wirksam erfolgt, wenn zwei Stimmenerfordernisse
erreicht sind: ndmlich zum einen die Mehrheit der
an der Abstimmung teilnehmenden Gemeindebiir-
ger fiir die Abwahl votiert, und dies zum andern

85 Zum Gesetzgebungsverfahren in Brandenburg vgl. Ilona
Minch-Wull. Abberufungen der Biirgermeister im Land
Brandenburg, Diplomarbeit (Humbaoldt-Universitit zu Ber-
lin, Institut fiir Politikwissenschaft, Ms.) 1997, 8 17 ff.

g6 Vel H-G Henneke (Anm. 83), 5, 36 mit Nachweisen,
87 Das Summenerfordernis fiir cin Rassbegehren reicht von
der Mehrheit bis zu drei Vierteln der Mitglieder der Kom-
munalveriretung; vgl. D. Schefold/M, Neumann (Anm, 35),
5. 102

B8 WVgl.ebd., S 103,
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mindestens 25 Prozent (in Brandenburg und Nord-
rhein-Westfalen), 30 Prozent (in Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen-Anhalt und Thiiringen) bzw.
30 Prozent (in Sachsen) der Wahlberechtigten sind
( Abstimmungsquorum).

Angesichts dieser Verfahrensregelung mag es nicht

verwundern, dalfi vom neuartigen direkt-
demokratischen Abwahlverfahren bislang  fast
ausschlieBlich in  Brandenburg {(mit  rund

| 700 Gemeinden) Gebrauch gemacht worden ist™.
In den ersten drei Jahren (1994/1997) - also wiih-
rend der Geltung des verhdltnismilig medrigen
Initiativquorums von zehn Prozent — kamen zwolf
Biirger-Abwahlbegehren zustande und fithrten zu
Biirgerentscheiden, die in sechs FEillen mit der
Abwahl des Biirgermeisters (dreir hauptamtliche
und drei ehrenamtliche Biirgermeister) endeten™,
Im gleichen Zeitraum wurden sechs Rarsbegehren
gestellt, von denen vier mit der Abwahl des Biirger-
meisters (zwei hauptamtliche und zwei ehrenamtli-
che Biirgermester) ausgingen. Als weilerer spekta-
kuliirer Fall aus der jingsten Zeit ist die durch
Birger-Abwahlbegehren eingeleitete und durch
den Birgerentscheid vom 17. Mai 1998 (mit einer
Mehrheit von 87.5 Prozent) vollzogene Abwahl des
Oberburgermeisters der Landeshauptstadt Pors-
dam hinzuzufigen™. Im Ergebnis wurden in Bran-
denburg bislang rund zehn Prozent der hauptamtli-
chen (und (.3 Prozent der ehrenamtlichen)
Birgermeister durch Abwahl abgelost.

Die sich teilweise vermischenden Motive fiir die
vorzeitige Abwahl waren: tiefer Konflikt zwischen
Biirgermeister und Kommunalvertretung (iiber
Weichenstellungen in  der Stadtentwicklung),
Kritik am Fiithrungsstil des Birgermeisters, Zwei-
fel an der fachlichen Kompetenz und Vorwiirfe
finanzieller Unkorrektheit™.

Auch in Sachsen wurde jiingst ein Abwahlverfah-
ren gegen einen (Ober-)Birgermeister eingeleitet

und fithrte zu dessen Abwahl™.

In Brandenburg lisste die sich zeitweise hiufende
Zahl von Abwahlverfahren und die dann tatsiach-
lich erfolgende Abwahl insbegondere in den Eillen

89 Vel Hellmut Wollmann, Kommunalpolitik — zu neuwen
(direkl)demokratischen Ufern?, in: ders/R. Roth (Hrsg.)
{Anm: 12}, 5. 4811

90 Vel L Manch-Wull (Anm. 84),.5. 22 I,

91 Vel Schwieriger Nevanfang in Potsdam®, in: Berliner
Morgenpost vom 19, 5, 1995,

92 Vel im einzelnen | Minch-Wulf {Anm. 84), insbes. 72 £,
und 97 £

93 Vel Oberblirgermeister in Gorlitz abgelést®, in: Der
Tagesspicgel vom 9.2, 1998 | Des Arroganten Zihmung
Warum die Gaorlitzer ihren CDU-Birgermeister abgewihl
haben®, in: Siiddeutsche Zeitung vom 10 2. 1998,

Aus Politik und Zeitgeschichte B 24-25/99

hauptamtlicher Biirgermeister eine heftige Diskus-
sion in der politischen Offentlichkeit und in den
Medien (,Birgermeisterkegeln®, . basisdemokra-
tischer Volkssport*)™ aus. Mit der Gesetzesiande-
rung vom 20. Mai 1998 entschied sich der Landtag
dafur, das Imitiativquorum als Einstiegshiirde fir
das Abwahlverfahren kraftig, namlich auf 25, 20
bzw. 15 Prozent je nach Gemeindegrofie heraufzu-
setzen™; damit bleibt die brandenburgische Rege-
lung jedoch noch immer abwahlinitiativireundli-
cher als die der beiden anderen Linder Sachsen
und Schleswig-Holstein.

5. Die kommunalpolitischen Karten wurden neu
gemischt

Die Entwicklung der verfassungsrechitlichen Rah-
mensetzung fiir kommunale Pohitik und Demokratie
bietet seit den frithen neunziger Jahren ein verfas-
sungs- und kommunalpolitisch wie auch politik- und
kommunalwissenschaftlich  firwahr aufregendes
Bild: Ahnelte sie iiber Jahrzehnte einem weithin
ruhigen Gewiisser, so gleicht die Welle landesgesetz-
licher Regelungen seit Beginn dieses Jahrzehnts
eher einer Stromschnelle, wenn nicht einem Sturz-
bach. In bemerkenswertem Gleichklang und bei-
nahe im gesetzgeberichen Handumdrehen schritten
die Linder mit der Einfiihrung der kommunalen
Referenden und der Direktwahl von Biirgermeister
und Landrat zur direktdemokratischen Auf- und
Umriistung ihrer Kommunalverfassungen.

Selbstredend ist die bisherige Bestands- und Wir-
kungszeit der neuen Regelungen einfach zu kurz,
um einigermalbien gesicherte Aussagen liber deren
langfristige Auswirkungen auf die kommunale
Politik- und Verwaltungsweltl zu machen. Indessen
deuten die Erfahrungen und Informationen, die
zum Praxistest der neuen direktdemokratischen
Regelungen vorliegen, darauf hin, daB diese eine
tiefgreifende Verschiebung der politischen Ge-
wichte 1m kommunalverfassungsrechtlich und
-politisch neuralgischem Dreieck von Gemeinde-
biirger (direktdemokratischem Jokalem Volkssou-
verin'), Kommunalvertretung (reprasentativ-de-
maokratischem Kommunalparfament) und Verwal-
tung, insbesondere Verwaltungsspitze (kommuna-
ler Exekutive) ausgelost und die Ausbildung eimnes
neuen kommunalpolitischen Gleichgewichis mit
neuen Formen und Mechanismen wechselseitiger
Einfliisse und Kontrollen eingeleitet haben.

94 Vel  Biirgermeistierkegeln im Osten. Schon zehn Cie-
meindechefs durch Referenden abgesetzt”, im: Der Tages-
spicgel vom 16,2, 1998; Letartikel . Biirgermeisterkegeln®
in: Stiddeutsche Zeitung vom 10, 2, 1995,

95 Vgl § H1 Brandenburgisches Kommunalwahlgesctz,
Neufassung vom 20. 5. 1998, GVBL 1/98, 8. 130,
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Peter C. Dienel

Mehr Mitentscheidung in der Demokratie
ist moglich

I. Ein Praxisbericht iiber das
Verfahren Planungszelle

Demokratie war das die Menschen faszinierende
Versprechen der Neuzeit: Freiheit, Gleichheit und
Briderlichkeit sollten méoglich werden. Inzwischen
15t jedoch — bei allen Erfolgen der letzten 150
Jahre — ein erheblicher Nachholbedarf an Demo-
kratie sichtbar geworden. Viele memen daher, wir
konnten und miiten mehr Demokratic wagen.
Die Frage ist allerdings; wo zuerst und wie? Denn
manches liuft ja gar nicht schlecht; doch es gibt
eben auch Bereiche, da treibt die ‘Entwicklung
sichthich auf selbstgemachte Katastrophen zu
(Wort des Jahres 1997: Reformstau). Wenn die
Politik/die Politiker nicht handeln; miiiten die
Bilrger mehr beteiligt werden. Aber kann man
dem Souverin, dem Volk, den Leuten wirklich
wichtige Entscheidungen iibertragen?

Es gibt einen Bereich, wo das machbar ist und
auch hin und wieder praktiziert wird, namlich den
tiberschaubaren ortlichen Bereich. Dort sind die
Menschen bei aktuellen Problemen hinreichend
informiert. Sie sind auch beréit und in der Lage.
ihre gemeinsamen Interessen zu erkennen und zu
artikulieren. Sie sind motiviert, an dem betreffen-
den LosungsprozeB teilzunehmen. Hier ergehen
daher viele Aufrufe (Engagiert euch! Mehr Ehren-
amt! Ein Ruck sollte durch die Gesellschaft
gehen! Ubernimm eine Baumpatenschaft!), und
hier gibt es auch immer mehr Ansitze (Runder
Tisch., Quartiersmanagement, Bezirksversamm-
lung, Offene Planung, Zukunftswerkstatt). Nur,
das hilft insgesamt nicht sehr viel weiter. Die
eigentlichen Probleme stehen auf den oberen Ebe-
nen zur Entscheidung an, und das immer zwingen-
der: etwa in den Bereichen Transportwesen.
Arbeit. Entwicklungspolitik oder Gentechnik - da
konnen die notwendigen Losungen nicht stadtteil-
weise formuliert werden. ,Wirklich lokal be-
grenzte Aufgaben gibt es nur sehr wenige."' Es

1 Theodor Geiger, Demokratie ohne Dogma, Miinchen
1950 5. 347.
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wire keine Verbesserung der gesellschaftlichen
Situation, wenn immer mehr Menschen immer
hiaufiger ber immer mehr Probleme mitreden
wiirden, von denen sie zu wenig oder gar nichts
verstehen. Die Wege der sogenannten direkten
Demokratie sind hier versperrt u.a. durch das
Informations-Dilemma. Auch die Elektronik stellt
da keine Hilfe dar. Es gibt einfach zu viele Pro-
bleme, iiber die man informiert sein miifite,

Ob, wann und wie .-;.n]n:h:: Makroprobleme aufge-
griffen oder licgen gelassen werden, das ruht
daher fest in professionellen Handen. ITrgendein
.Fachmann** oder ein .Beirat”, besetzt mit Inter-
essenvertretern, beschliet ein Programm. Die
politischen Instanzen sind oft nur noch dazu da,
dort beschlossene MaBnahmen abzusegnen. Dali
heute immer mehr Probleme ,nach Briissel*
abwandern, verbessert diese Situation nichi, son-
dern verscharft sie eher.

II. Ein Instrumentarium
fiir biirgernahe Entscheidungen

Vermutlich hilft ein simpler Sachverhalt weiter:
die Arbeitsteilung. Ohne sie wiiren modernes
Wirtschaften oder Verwalten gar nicht denkbar.
Bei der Beteiligung des Souveriins an kollektiv
bindenden Entscheiden® fiir Probleme auf hoherer
Ebene ist diese Arbeitsteilung allerdings - auch
nicht unter dem Gesichtspunkt von ,mehr Demo-
kratie” — bisher noch nicht so recht in Erwiigung
gezogen worden. Theoretisch wird die Figur des
.Biirgers* zwar beharrlich als omnipriisent und als
allzustindig gedacht. Faktisch kommen diese Biir-
ger im Alltag dann nur allzuoft lediglich als politi-
sche Storelemente oder als apathische Ignoranten
vor.

2 _Ein Experte ist ein Mensch, der den Konsens der Mich-
tigen in Worte faBt*, so Noam Chomsky, Wege zur intel-
lektuellen Selbstverteidigung, Minchen 1996, 8. 219,

3 Vgl wa Niklas Luhmann, Grundrechte als Institution,
Berlin 1986°.
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Ein sachlich differenziertes Zuteilen von Aufea-
ben an diesen Souveridn ergibt aber einen Ansatz-
punkt. um den herum sich einige andere Merk-
male plazieren lieBen, die zusammen eine nicht
uninteressante neue Mdoglichkeit aufscheinen las-
sen. Bevor im folgendett' vier bereits realisierte
Anwendungstiille dieser Beteiligungsmethode re-
feriert werden. seien zuniichst einige ithrer Merk-
male aufgefithrt. Sie konstituicren das benotigle
Instrumentarium fiir das Entscheiden bei nicht
tberschaubaren Problemen oder sich gegenseitig
blockierenden Konfliktparteien:

— Arbeitsteilung: Man kann kleine, aber gewich-
tige . Aufgabenpakete®, zeitlich befristet, zur gut-
achterlichen Bearbeitung freigeben. Es sind die
Informationen zu benennen, die zum Verstindnis
und zur Analyse der betreffenden Probleme fiir
den Biirger bereitgehalten werden miissen. Jede
Expertenmeinung, jede betroffene Interessen-
gruppe und jede erkennbare Lsungsalternative
dart und soll sich als Informant, aber ohne Stimm-
recht, in die neue Beteiligungssituation einbrin-
gen. Das Mitdenken des zeitlich befristet zugelas-
senen  Birgers wird erleichtert, wenn dieses
Informieren . kontrovers™ organisiert ist.

— Gespriich: Der arbentsteilig defimierte Problem-
fall wird nicht dem isolierten einzelnen zugemutet.
Der Birger braucht das Gespriich mit den ande-
ren’. 25 von thnen bilden in der Planungszelle die
gespriichsgeeignele Gruppensituation, in der die
mitgebrachten Erfahrungen, Bedenken und Vor-
schlige plenar. zumeist aber in gleichzeitig neben-
einander arbeitenden Kleingruppen (5 Gruppen a
5 Personen) ausgetauscht werden kénnen.

— Freistellung: Sich informieren und mit anderen
austauschen ist ,Arbeit” und erfordert Zeit. Vier
Arbeitstage stehen fiir die Beteiligung in dem
neuen Instrument dem einzelnen zur Verfiigung.
Dafiir muB er von seiner sonstigen Titigkeit freige-
stellt werden. Das Freistellen mul} bezahlt werden:
Tagegeld, Ersatz von Verdienstausfall, das Stellen
einer Pflegeperson oder eines Kindergartenplatzes
sichern die Teilnahme des einzelnen ab.

— Zufallsauswahl: Die arbeitsteilig geplante Bera-
tungschance, die sich damt ergibt, ist sehr attrak-
tiv: Die Mitglieder einer Planungszelle werden
informiert durch Experten und Betroffene; es
herrschen faire Gesprichssituationen und es
besteht begriindete Aussicht auf Einwirken auf
4 Das Gesprich ist fir die . posttraditionale Gesellschaft™
emer der wichtigsten ethischen Onentierungspunkte; vel

Hans-Martin  Schinherr-Mann, Postmoderne Perspektiven
des Ethischen, Minchen 1997,
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einen Ernstfall. Da wiirden manche Interessenten
und Funktionire sich sofort als ,Biirger* melden.
Soll die Beratungssituation neutral bleiben, so
mulb} sie geschiitzt werden. Diese Absicherung lei-
stet ¢me Vergabe der Teilnahmemdoglichkeit im
richterlich {tiberpriifbaren Zufallsverfahren. Die
Auswahl erfolgt iiber die Einwohnermeldebehor-
den.

~ Finanzierbarkeit: Diese Form der partizipativen
Politikberatung kostet Geld. Sie kann nur dort ein-
gesetzt werden, wo sie [inanzierbar ist. Das gilt
zunichst auf kommunaler Ebene, und zwar vor
allem dann, wenn man dort unbeliebte Losungs-
moglichkeiten fir ein dringendes Problem var sich
herschob, — was langfristig teuer zu werden droht.
Mittel fiir das Lisen derartiger Probleme kémnten
an sich verfigbar gemacht werden. Das belegt der
Boom - international wie national — des Bera-
tungsgewerbes™.

III. Vier praktizierte Fille der
Biirgerbeteiligung

Digse Form der Politikberatung bei schwer losba-
ren Problemen unter der Bezeichnung ..Planungs-
zelle* 1st bisher fast 300 mal - allerdings zumeist
im oOrtlichen Bereich — eingesetzt worden. Tau-
sende von Biirgerinnen und Biirgern haben inzwi-
schen, jeweils mehrtigig, in thr mitgearbeitet. Die
Ergebnisse der jeweiligen Beratungsarbeit werden
zu einem Biirgergutachten zusammengefalBit. Fiir
vier Projekte dieser Art sollen hier jeweils das
behandelte Problem, die Einsatzweise und der
Beitrag zur Lisung beispielhaft aufgefiihrt wer-
den:

1. Plattenbausiediung in Frankfurt/Oder

Problem; Der desolate Zustand eines Satelliten-
Stadtteils von Frankfurt/Oder macht die Behdrden
besorgt: Arbeitslosenquote 17 Prozent; eine Plat-
tenbausiedlung mit 18 000 Einwohnern; 30 Prozent
der Haushalte verfiljgen iber keinen PKW; nur
10 Prozent der Bewohner sind mit den vorhande-
nen Kultur-, Freizeit- und Jugendeinrichtungen
zufrieden. Es wohnen dort aberdurchschnittlich
viele Jugendliche im Alter zwischen 11 und 20 Jah-
ren. Wie konnen in diesem Oristeil welche
Arbeitschancen organisiert werden?

5 Vgl Jorg Staute. Dier Consulting-Report, Miinchen 1998,
5 48
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Einsatz: In der Zeit vom 8, Mirz 1999 bis zum

7. April 1999 haben jetzt fiinf Planungszellen
(PZ'n) je vier Tage lang die entsprechenden Gege-
benheiten und Moglichkeiten analysiert. Dabei
haben 80 PZ-Plenarveranstaltungen. und 325
Kleingruppen-Sitzungen die Lage am Ort sowie
vergleichbare Situationen und Modell-Projekte
erdrtert sowie die ihnen gestellten Aufpaben bear-
beitet und zu losen versucht.

Léasungsbeitrag: Das , Birgergutachten Arbeitén
in Neuberesinchen™ wird in wenigen Wochen
gedruckt vorliegen und den Teilnehmern und dem
Auftraggeber iberreicht werden. Einige Vor-
schlage aus der Vielzahl der aktivierenden Anre-
gungen [Ur die Politiker, die Verwaltung, die
Selbsthilfegruppen und die Wirtschaft werden in
thren harten Punkien bereits jetzt diskutiert. Die
Welt hat sich nicht gewandelt, aber ein Stadtteil
beginnt zu erwachen, artikuliert seine Probleme
und formuliert seine gewtinschte ldentitit.

2. Gevelsberg: Engpall Innenstadt

Problem: Ihe 1m Gevelsberger Tal verlaufende
Bundesstrabe., gleichzeitig die historisch gewach-
sene Einkaufsmeile der Stadi, war seit langem
tiberlastet mit mehr als 19000 Autos tiglich.
Ergebnislose Auseinandersetzungen um Anderung
tobten seit liber zehn Jahren: . Immer wieder blie-
ben Gevelsbergs Planer auch auf thren neuen Pla-
nungen sitzen."" Es gab drei Alternativen, aber
keine Losung. Die Parteien, in sich zerstritten,
waren am Ende, Sie erhielten bei der Kommunal-
wahl die Quittung: Biirgerinitiativen zogen in den
Rat ein. 1990 drohten dann die beim Land fiir die
Umgeehungssirafie bereitstehenden Mittel verlo-
renzugehen. Am 27, September 1990 nahm . der
Gevelsberger Rat einen neuen Anlauf*. Einstim-
mig wurde die Verwaltung beauftragt, zur Auflo-
sung des Dilemmas Planungszellen in die Ent-
scheidung einzubeziehen: . Mit Biirgerbeteiligung
gegen Selbstblockade und tiaglichen Autostau.
Gevelsberg geht neue Wege in der Stadtplanung, ™’

Einsarz: 146 Burgerinnen und Biirger, im Zufalls-
verfahren ausgewihlt, haben in sechs PZ'n sich
durch Planer, Gutachter und Verwaltung immformie-
ren lassen, die Parteien angehort, in Oristerminen
sich die Probleme genau angesehen und mit den
Biirgerinitiativen diskutiert. Die vier Tage Infor-
mations- und Beratungsarbeit im Januar 1991 hat
eigentlich jeder von ihnen als anstrengend erlebt.

6 ‘h‘n-'u!«;;!‘ulunpm!. vom 21. Dezember 1990,
7 Ebd

b

Losungsbeitrag: Der Erfolg dieser Arbeit war ein-
deutig: Das Biirgergutachten zeigte. daly 72 Pro-
zent der Laien-Juroren die Tunnellbsung wollen.
Der Tunnel soll berghaumiillig vorgetrieben wer-
den, AuBerdem ergaben sich zahlreiche Einzelvor-
schlige zur Verbesserung der bisherigen Planung.
Die Stadtverwaltung konnte sofort ithren Modell-
vorschlag zur Losung des Verkehrsproblems wei-
terentwickeln. .. Auf der Grundlage des sehr ein-
deutigen Votums in den PZ'n entschied der Rat
innerhalb Kkiirzester Frist nach der Vorlage des
Biirgergutachtens im Sinne  der Mehrheit der
beteiligiten Biirgerinnen und Birger. Die Mehr-
heitsfraktion einigie sich mit der stirksten Opposi-
tionsfraktion, dem Votum zu folgen.”” Das Bauen
konnte beginnen.

3. Baskenland: Trassierung einer Antobahn

Problem: 1m terrorgeschiittelten Baskenland war
StraBenplanung schwierig. Drei Jahre vor Beginn
der Beratungsarbeit hatten die spanischen Behir-
den hier ein Fiasko erlebt. Die Firmen zogen sich
zuriick, weil die Baumaschinen brannten. .Hor-
rende Ausgaben fiir Sicherheitsmabinahmen® muli-
ten aufgebracht werden, es gab Demonstrationen
sowie Verletzte und Tote”.  Hitten wir das Modell
PZ eher gekannt, wiire uns einiges erspart geblie-
ben*, so der Generaldeputierte der Provinzregie-
rung in einem TV-Interview'. Das zustindige
Ministerium dbernahm, als die 110 km lange
Trasse fir die .Nueva Via Rapida® zwischen
Urbina und Maltzaga lestgelegt werden sollte, das
nicht unaufwendige Beteiligungsverfahren PZ.

Einsarz: Etwa die Hilfte der 350 Teilnehmer fiir
die 14 PZ’'n wurden in dem direkt von dem Projekt
betroffenen Deba-Tal ausgewihit, die ibrigen
PZ'n arbeiteten mit dem gleichen Programm in
den umliegenden Gemeinden entlang der Trasse
sowie in den beiden Provinzhauptstidten San
Sebastian und Vitoria.

Lasungsbeitrag: Der Durchfithrungstriiger legte
nach manchmal gestirtem, aber insgesamt friedli-
chem Verlauf der Planungszellen ein zweibindiges
Biirgergutachten vor''. Die Mitgheder der staatli-
chen Kommissionen waren {berrascht dariiber

& Horst Bongardt, Die Planungszelle in Theorie und An-
wendung, Stuttgart 1999, 5, 34

9 Vgl Hans Harms, Die Diffusion des Modells P2 ins Bas-
kenland. Werkstattpapier Nr. 54 der Forschungsstelle Biir-
gerbeteilipung & Planungsverfahren, Bergische Universitit
Wuppertal, 9/1997, 8.8

10 Ebd., 8 35

11 Laboratorio de Estudios Sociales (Hrsg), Dictamen
Ciudadano, Eje Maltzaga Urbina Ardatza, Donostia/San Se-
hastian, Mayo de 1994,
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gewesen, ,dab sie sich in der hochpolitisierten und
dualisierten baskischen Situation sachlich tiber ein
brisantes Thema auseinandersetzen konnten*'?,
»Conclusion salomonica de los NIP*' titelte der
-gin*, eine der Herri Batasuna nahestehende
Tageszeitung, am 5. Mai 1994, Die Mehrheit der
Biirger hatte den Bau der wvierspurigen Schnell-
stralle befiirwortet. Zwei Drittel der Befiirworter
hatten gleichzeitig fiir den talinternen Ortsverkehr
einen  Ausbau der vorhandenen zweispurigen
StraBe gefordert. So gut wie alle Einzelprobleme
(wo Tunnel? wo Maud?) waren sachlich - und
friedlich — durch die Laien-Juroren gelst worden.

4. Hannover: OPNV-Verbesserung

Problem: Der Offentliche Personen-Nahverkehr
(OPNV) bedarf aus gesamtgesellschaftlichen
Griinden der Forderung. Er hat in mehrerer Hin-
sicht massive Probleme und steht gleichzeitig vor
groben Herausforderungen. Der Bedarf an
kostengiinstigen und umweltschonenden Ver-
kehrsmitteln wird in den niichsten Jahren weiter
zunehmen. Dhe Anspriiche der Benutzer an die
Qualitdt und Flexibilitiit der Verkehrsmittel wird
sich erhihen. Seine schwierige Sitvation resultiert
insgesamt aus tausend Klemigkeiten: Design von
Kartenautomaten (meist zu kompliziert),
AnschluBzeiten, Erreichbarkeit von AuBenbezir-
ken, Ausschilderungen, Tarifgestaltung, Busspu-
ren, persdnliche Sicherheit vor allem abends/
nachts, Kindersitze, Ampelvorrangschaltung,
Zuginglichkeit fiir Behinderte, Fahrrad-Abstell-
mbglichkeit usw.

Wo und wie ist dem OPNV zu helfen? Was z. B.
kann fiir die Region Hannover verbessert wer-
den? ,Tiglich fahren 450 000 Menschen mit der
USTRA'". Vor lauter Fachkenntnis planen Profis
nicht selten am wirklichen Leben vorber Die
Sicht von auflen kann daher Gold wert sein.*"
1995/96 haben dort zwei Anbieter versucht, diese
AuBen-Beratung zu leisten: die Firma McKinsey
(fiir 6 Mio. DM) sowie — erheblich intensiver und
preiswerter — ein Biirgergutachten (fiir 0,44 Mio.

DM).

Einsatz: 301 nach dem Zufallsprinzip ausgewihlte
Einwohner Hannovers waren berechtigt, sich in
zwilfl Planungszellen jeweils vier Tage lang inten-

12 H. Harms [Anm. 9}, 5 52

13 NIP = Nucleos de Intervencion Participativa (die spa-
nische Bezeichnung fiir das Modell Planungszelle).

14 Die USTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe AG ist der
Triger des dffentlichen Personennahverkehrs in Hannover.
I5 Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 25 Augusi
1995,
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siv mit dem 6ffentlichen Personennahverkehr der
Region zu befassen. Die jungste Teilnehmerin war
18, der dilteste Biirgergutachter 81 Jahre alt.
Frauen und Minner waren gleich stark vertreten.
Ein Viertel der Juroren benutzt die USTRA tig-
lich ader werktéglich, 30 Prozent mindestens ein-
mal in der Woche und 45 Prozent seltener oder
nie. Das Verhalten der Juroren entspricht damit
erstaunlich genau dem der Gesamtbevilkerung
Hannovers,

Losungsbeitrag: Am 13 Mirz 1996 wurde das
gedruckte Birgergutachten dem Auftraggeber
tiberreicht. Auf 200 Seiten werden hier Anlage
und Verlauf der Beteiligungsmalinahme doku-
mentiert und die 1581 Empfehlungen aufgefiihrt,
die die Juroren erarbeitet haben'. .Die Empfeh-
lungen und Hinweise des Biirgergutachtens flie-
Ben ein in die Erledigung der téiglich anfallenden
Aufgaben durch die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der USTRA; sic finden Beriicksichtigung
bei unseren mittel- und langfristigen Planungen®,
so der Vorstandsvorsitzende der USTRA, Dr.
Heinrich Ganseforth, gememnsam mit dem Vor-
sitzenden des Betriebsrates, Wilhelm Linden-
berg!”. Im Verlauf der dann folgenden zweiein
halb Jahre haben rund 100 der ehemaligen PZ-
Juroren die Umsetzung der Empfehlungen des
Birgergutachtens tiberpriift. Sie haben dabei in
iitber 170 Veranstaltungen, Begehungen und Vor-
Ort-Terminen 5 000 Stunden unbezahlt investiert
und die Umsetzung ihrer Empfehlungen in die
Praxis der USTRA anhand von fiinf Kategorien
bewertet: Bei 16 Empfehlungen akzeptierten die
Jurpren eine Begrindung, warum die Umsetzung
durch den Auftraggeber nicht moglich war (z. B.
wegen Zustindigkeit anderer Institutionen). 138
Empfehlungen beurteilten sie als bereits .in
Arbeit* und 26 waren schon zur Zufriedenheit
der Gutachterinnen und Gutachter umgesetzt
worden. Die Bewertung .noch keine Riickmel-
dung” und ..noch nicht erledigt” haben die Juro-
ren bei keiner der Empfehlungen gewihlt. Die
mitwirkenden Fachleute =zeigten sich beein-
druckt, mit welchem Engagement und welcher
Kompetenz sich die vermeintlichen Laien in die
Themen einarbeiteten und qualifiziert Stellung
nahmen.*"*

16 Vel Stiftung  Mitarbeit (Hrsg.), Birgergutachten
USTRA. Attraktiver Offentlicher Personennahverkehr n
Hannover, Bonm 199,

17 Zit. in: USTRA (Hrsp), Umsetzungsaktivititen zum
Biirgergutachten, Hannover, November 1995, 5 3.

18 Ebd., 5.7



IV. Versuch einer Generalisierung

Die zahlreichen Erfahrungen mit dem Instrumen-
tarium der Planungszelle lassen Generalisierungen
zu. Einige davon sollen hier genannt werden:

1. Anders als bei Menschen, die beteiligt sein wol-
len (weil sie so erzogen sind, weil sie unter Lei-
densdruck stehen oder weil sie sich davon eine
Karriere versprechen), beteiligt das Instrument PZ
solche, die zunichst iherhaupt nicht beteiligt sein
wollten. Die PZ ist insofern so etwas wie das
Gegenteil von Blirgerinitiative.

2. Das aber verschafft der PZ ecine gewisse
Distanz zu ihrer vorgegebenen Aufgabenstellung.
Man ist nicht direkt betroffen. Dieser Abstand
bringt Neutralitir hervor — und das nicht zuletzt
auch deswegen, weil das Instrument PZ keine
organisationsspezifischen Eigeninteressen produ-
ziert: Es gibt hier keine Aufstiegsmoiglichkeit,
keine Befdrderung, keine Wiederwahl und in der
zeitlich befristeten Situation auch keine Gruppen-
zukunft, auf die sich das Verhalten des einzelnen
ausrichten konnte.

3. Die Neutralitdt wird dadurch verstirkt, daf das
Verfahren vom dffentlichen Auftragegeber - und
das ist Bedingung - in die Hinde eines Durchfiih-
rungsirdgers gelegt werden mull, der neutral, und
d.h. erkennbar problemunabhangig ist. Das Pro-
gramm, nach dem die Aufgabenstellung durch die
Juroren .abgearbeitet” wird, kommt weder vom
Auftraggeber' noch von den Interessenten oder
deren Verbanden. Es wird vom Durchfiihrungstri-
ger' veraniwortet,

4. SchhieBlich wird die Neutralitit auch dadurch
gesichert, dal} alle Interessen, die von dem vorge-
gebenen Problem betroffen sind, in den Bearbei-
tungsprozell eingehen. Sie werden vorgetragen
oder stellen sich selber dar. lhre konfrontierende
Prasentation ( , Kontrovers-Information®™ ) profiliert
die Positionen und spart zugleich geldwerte
Arbeitszeit. Die zunichst oft vermutete Gefahr
.einseitiger Information*”! hat sich — am eindriick-
19  Auwpssapen, die den Eindruck vermitteln, ¢s sei der Auf-
trageeher, der das Ablaufkonzept” oder die Bewertungs-
bogen fir die PZ'n entwickelt™ (Stefanie Lackner., Meue
Verfahren der Biirgerteilhabe, Wiesbaden 1999, 5. 27 und 34),
sind Falsch.

20 Als Durchfithrungstrager arbeitet, neben der For-
schungsstelle Biirgerbeteiligung & Planungsverfahren, Ber-
gische Universitit Wuppertal, heute vor allem die  citizen-
consult, institut filr Burgergutachten gmbh™, Bonn,

21 St Lackner (Anm.: 19), 8 33
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lichsten vielleicht im Basken-Projekt™ - eindeutig
widerlegen lassen.

5. Entscheidend aber scheint der Sichtwechsel zu
sein, der sich - vom einzelnen oft unbemerkt — mit
der Ubernahme der Biirgerrolle ergibt. Es fillt auf,
dald dic Menschen hier weniger damit beschiftigt
sind, ihre mitgebrachten Eigen- oder Gruppenin-
teressen durchzusetzen. als vielmehr damit. die
Langfristinteressen der Allgemeinheit aufzuspiiren
und sich mit thnen zu identifizieren. Auswirkungen
der PZ-Situation lassen sich noch nach Jahren,
z.B. an der Identifikation mit dem Beratungsge-
genstand, nachweisen. Der pliteliche Zuwachs an
Wissen und Verantwortung, den diese Rolle mit
sich bringt, dubert sich auch als Selbstbewulitsein:
Der Laie ist hier, wenn nitig, durchaus in der
Lage, dem Experten die Stirn zu bieten™.

6. Die Erlebnisqualitit des Arbeitskontaktes wird
durch die Heterogenitat der Zufallsgruppe erhoht.
Normale Arbeitstage werden haufig in relativ iso-
lierten Situationen wverbracht (Biliro, Haushalt,
Werkhalle). Dort notwendige Kommunikation ist
durch Rollenerwartungen gepragt: Man weill, wer
wem was zu sagen hat. In der PZ aber ist man in
eine Aufgabe eingebunden, die einen zwingt, die
unerwartete Andersartigkeit des anderen gelten zu
lassen. Auch positionell Gegensiitzliche kooperie-
ren. Dieser mehrtagige Austausch befreit aus dem
sallmihlichen Verschwinden der Wirklichkeit®
(Hartmut von Hentig), dem sonst jeder ausgesetzt
ist. Der ..Chef* muli in der Zufallsgruppe seine
Erhabenheit verlassen und der an ausfihrende
Tatigkeiten Gewohnte erfihrt hier, dall er als
gleichwertig einbezogen ist. Seine Sichtweise stellt
sich als notwendiger Beitrag dar,

7. Die Heterogenitit der Zufallsauswahl schhelt
alle sozialen Minderheiten mit ein. Die 7.5 Mio.
gemeldeter Auslander sind mit von der Partie. Die
sprachliche Verstindigung, anfangs problemati-
siert, regelt sich, wie wir inzwischen wissen, in den
Gruppen von selbst.

8. Die diskursive Politikberatung erdffnet den
Frauen, was anfangs nicht recht wahrgenommen
wurde, in einem zentralen Offentlichen Bereich
faire, gleichberechtigte Mitwirkungschancen. Sie
ergeben sich aus dem fiir die Unabhiingigkeit des
Verfahrens notwendigen Prinzip der Zufallsaus-

22 Vgl H. Harms ( Anm. 9), 5431,

23 Vgl hierzu die Abbildung . ldentifikation mil der Gut-
achterrolle”, in: Peter C. Dienel, Die Planungszelle. Eine Al-
ternative zur Establishment-Demokratie, Opladen 19977,
5719
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wahl. Auch wenn es sich insofern um einen Neben-
effekt handelt, ist dieser doch hoch bedeutsam.

9. Das Einwilligen in die gemeinsame Aufgabe
und, verbunden damit, die Ubernahme der Biir-
gerrolle 1n sozial heterogener Umgebung losen
entsprechende Meinungsinderungen aus. Sie wer-
den dem einzelnen Teilnehmer schrittweise oder
plotzlich bewubt, und zwar vorwiegend durch die
Kleingruppengesprache. Was oft theoretisch gefor-
dert wird. dall .eigene Interessen als Partikularin-
teressen wahrgenommen werden™*', gelingt hier
praktisch.

10. Das individuelle Andern mitgebrachter Mei-
nungen macht unter den Juroren so etwas wie Ein-
miitigkeit iiber rational erkennbare Notwendigkei-
ten moglich. Die Einstellungen .normalisieren
sich” in dieser Richtung. So haben in dem Projekt
OPNV Hannover 97 Prozent der Teilnehmer.
obgleich unterschiedlicher Herkunft (Porsche-
Besitzer, Busbenutzer, Fahrradfan), sdmtliche von
thnen pgemeinsam erarbeiteten Empfehlungen —
und das waren immerhin 181 — fiir ihre perstnliche
Meinung gehalten™. Die Gruppen fordern Kon-
sens, wenn es um ein dem Auftrag dienendes Opti-
mum geht.

11. Die deutliche Unabhingigkeit der Beratungs-
situation sowie der belegbare Konsens, der hinter
den Empfehlungen eines Biirgergutachtens steht,
scheinen Griinde dafiir zu sein, daB Burgergutach-
ten von der Bevilkerung akzeptiert werden. Das
Verfahren ,Planungszelle® produziert Legitima-
tion auch fiir ungeliebte, aber von den Juroren als
notwendig bezeichnete MaBinahmen,

12. Mit solchen Wirkungen, die im iibrigen schon
hiufiger beschrieben worden sind™, scheint die
Dialog-Arena ..Planungszelle® in der Lage zu sein.
der Gesellschaft insgesamt viel Zeir und Geld ein-
sparen zu kénnen.

13. Die positiven Auswirkungen dieses Verfahrens
unter Preis/Leistungs-Gesichtspunkien verstirken
sich, wenn der Befriedungs-Effekt mit in Betracht
gezogen wird, der von dem PZ-Prozell wie von sel-

24 Carl Friedrich von Weirsicker, Wohin gehen wir?, Miin-
chen 1997 5 38

25 Im Dezember 1995 war den Juroren, die im Sommer die
Daten fur das . Burgergutachten USTRA" erarbeitet hatten,
die vorldufige Fassung ihrer Empfiehlungen zugestellt wor-
den. Fast alle Juroren machten von der Moglichkein Ge-
brauch, schriftlich zu den Aussagen Stellung zu nechmen. Vgl
Stiftung Mitarbeit ( Anm. 16), 5. 199,

26 Vgl Peter C, Dienel, Das Biirgergutachten und seine
Mebenwirkungen, in: Peter H. Feindt wa. (Hrsg. ), Konflikt-
regelung in der offenen Blurgergesellschalt, Dettelbach 1996,
5113135
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nen Ergebnissen auch in konflikt-sensiblen Situa-
tionen ausgeht. Das diirfte auch unter den rigider
werdenden Konkurrenzbedingungen der Global-
isierung und ithrem Erfordernis zu mehr Effektivi-
tiat und Sparsamkeit gelten.

14. Und vor allem: Der Einsatz des Modells PZ
zur Politikberatung bei schwer losbaren Proble-
men auch auf anderen Entscheidungsebenen LBt
sich vervielfachen. Hier kénnen sehr viel mehr
Menschen etwas Sinnvolles fiir ihre Gesellschaft
tun, ohne dall dabei negative Nebenwirkungen
anfallen, wie sie bei einer Vermehrfachung ande-
rer Beteiligungsverfahren sichtbar werden™.

V. Und die Makroprobleme?

Der Einsatz der PZ auf kommunaler Ebene gilt
dort, wo das Modell bekannt ist, mit Recht als ein
Schritt legitimer Demokratisierung. Manche halten
diese Ebene fiir den eigentlichen Anwendungsbe-
reich der PZ. Sie argumentieren mit der ..Pro-
blemnihe* der Ortsebene und mit den hier gegebe-
nen ..Erfahrungen und Kenntnissen der Biirger*™,
Was in dieser Perspektive jedoch fast immer iiber-
sehen wird, sind die Probleme. die auf den héheren
Ebenen gelost werden miissen. Aultriige zu ihrer
Losung konnen nur von den Instanzen aus ergehen,
die auch iiber entsprechende Aktionsmoglichkei-
ten verfiigen. Doch diese Probleme betreffen in der
Regel uns alle. Mit der PZ kann man sie endlich
auch biirgerschaftlich zu lésen versuchen. Damit
wird vieles moglich, was bisher als undenkbar galt,
nimlich biirgerschaftliche Beratung bei manchen
verdringten Problemen im Hintergrund. Diese
werden auch von ,ganz einfachen” Menschen
begriffen”. Auch hier werden Biirgergutachten
eine hinreichend breite Akzeptanz fiir ..einschnei-
dende®, aber notwendige MaBinahmen auslosen.

Der vermehrte Einsatz dieses Modells wird dabei
eine eigene Infrastruktur herausbilden miissen.
Das schafft auch Arbeitspliitze. Die Zahl der
festen Stellen, die hier in einer schon absehbaren

27 Eine solche, quantitativ belegte Einschitzung fiir die
sichben hauptsiéchlichen Beteiligungsverfahren (zusammen-
gefalt als: Verwaltung, Parlament, Partei, Plebiszit, Beirat,
Bitrgerinitiative, Anwaltsplanung) ist seit 1977 unwider-
sprochen geblieben. Vel P C. Dienel (Anm. 23), 5. 34635,
28 Z.B. S Lackner (Anm. 19), 5 3(.

29  Beobachter von PZ-Abliufen sprechen mzwischen von
JSchnellernprozessen'. Vgl z. B. Forschungssielle Birger-
beteiligung (Hrsg.), Biirgergutachten Regelung Sozialer Fol-
gen Meuer Informationstechmologien, Wuppertal  1992%,
S 122

28



Ausbaustufe notwendig werden, wude schon [rith -
damals noch fiir die ,alte’ Bundesrepublik — im

filnfstelligen Bereich gesehen™. Die geordnete

Ermoglichung des aktiven, verantwortlich am
Gemeinwohl mitwirkenden und mitentscheiden-
den Biirgers auf Zeit stellt sich so auch als neuer
Dienstleistungsbereich dar.

Schon bald wird diese Funktion nicht mehr von
freien Trigern, sondern von unseren Behdrden
wahrgenommen werden. Zunéchst werden es ein-
zelne offentliche Bereiche sein, die mit einer Insti-
tutionalisierung dieses Verfahrens vorangehen. Im
Verlauf der Geschichte waren vergleichbare Ent-
wicklungen ja des ofteren beobachtbar, jetzt z. B.
bei der Institutionalisierung der . Mediation™ in
den USA®. Der . Negotiated Rulemaking Act®
und der ,,Administrative Dispute Resolution Act*
sehen bereits vor, dall US-Behorden entspre-
chende Dienste bereitstellen.

Vermutlich wird es bei der partizipativen Politik-
beratung durch Planungszellen aber bald zur
Instalbherung einer eigenen oOffentlichen Einrich-
tung kommen. Die VerlidBlichkeit des Beteili-
ounesprozesses und seiner Ergebnisse mubl zentral
abgesichert werden. Es wird sichtbar, .dal der
Effizienzgewinn, den eine Sonderverwaltung ver-
spricht, deren Einrichtung rechtfertigt*”. Schon
frith sind auch Platzhalterbegriffe wie . Landes-
partizipationsamt“*  fiir solche Enrichtungen

30 Vel P C. Dienel (Anm. 23} 5. 235,

31 Wgl hierzu Horst ZilleBen, Institutionalisicrung von
Mediation in den USA und in anderen Landem, in: ders.
i Hrsg. }, Mediation. Kooperatives Konflikimanagement in der
Bundesrepublik, Opladen 1998_ 8, 39-47.

32 P C Dienel (Anm. 23), 8§ 133,

33 Ebd., S 167, und im fibrigen S. 154 II,

genannt worden. Sie mogen zunichst verschrecken
— aber gleichgiiltig, wie die Einrichtung einst hei-
Ben mag, eine einheitliche Funktionswahrnehmung
ist aus mehreren Griinden erforderlich. So werden
wir uns hier. dhnlich wie beim Finanzamt, Arbeits-
gericht oder Bundesaufsichtsamt fiir das Versiche-
rungswesen, an eine Bezeichnung gewshnen.

VI. Ausblick

Es fillt auf, daB der Einsatz von Planungszellen
sich bisher immer dort ergeben hat, wo ein gewis-
ses MaB an Informiertheit tiber dieses Instrument
vorhanden war. Insgesamt gesehen ist dieses Ver-
fahren noch ¢her unbekannt. Ist die Berechtigung
zum Mitmachen also vom Zufall oder von der Ver-
breitung von Informationen abhingig?

Aber Informiertheit, das Wissen um ein derartiges
biirgerschaftliches Beteiligungsverfahren, kann
man herstellen. Wir alle wissen, dal} es zweite Wirk-
lichkeiten neben und hinter der Realitit gibt, nim
lich die von Journalisten, Lehrern oder auch von
Politikern in Form von Programmen, Visionen oder
Forderungen veranstalieten virtuellen Wirkhichker-
ten. Hiufig losen erst diese vorgestellten  Wirk
lichkeiten™ reale Wirkungen aus.

Vielleicht sollte das noch zu wenig bekannte Beter-
ligungsverfahren der Planungszelle in der politi-
schen Bildung, in den Medien, den Schulen - aber
auch in den politischen Programmentwirfen Fir
~mehr Demokratie™ ofter als bisher thematisiert
werden. Denn ..mehr Demokratie™ wird dann tat-
siichlich moglich.
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Bernhard Blanke/Henning Schridde: Biirgerengagement und Aktivierender Staat,
Ergebnisse einer Biirgerbefragung zur Staatsmodernisierung in Niedersachsen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24-25/99, 8. 3-12

In der Bundesrepublik verlaufen Debatten iiber ein stirkeres Bilrgerengagement sowie iiber die
Verwaltungs- und Staatsmodernisicrung weitgehend beziehunpslos parallel. Bei der Frage, welche
Aufgaben und in welcher Form der Staat sie noch wahrnehmen soll und ¥ann! ist die Rolle der Biir-
ger umstritten. Wird Birgerbeteiligung auf die politischen Entscheidunesprozesse und deren Off-
nung tir dhalogische Verfahren beschrankt, reibt sich'die ldee einer . Biirgerschaltlichen Aufgaben-
krik™ an der Dominanz von Expertentum und politischer Fihrung, Berieht man jedoch die
Betethgung der Birger auf den vielfiltig gegliederien ErstellungsprozeB difentlicher Leistungen,
eriifinen sich vielversprechende Perspektiven einer Weiterfithrung der Staatsreform.

Das Konzept des .. Aktivierenden Staates” kann hier als Leitbild fiir eine newe Reformstrategie inno-
vative Polentiale wecken, Ergebnisse sollen kooperativ und in Koproduktion gwischen Biirgern und
Staat — verstanden als organisiertes System offenthicher Leistungen - erbracht, bewertet und verbes-
sert werden. Der , Aktivierende Staat™ geht den mittleren Weg zwischen primir fiskalisch motivierter
.. Verschlankungspolitik” einerseits und der Uberbewertung einer Staatsentlastung durch biirger-
schaftliche Eigenverantwortung andererseits. Das Konzept zielt auf eine neue Verantwortungsteilung
im System der dffentlichen Leistungserbringung,

In Niedersachsen wurde ersimals 1997 in ciner Biirgerbefragung getestet, inwieweit die Biirger eine
Strategie der Verantwortungsteilung und Akuvierung mittragen wiirden. Einige Ergebnisse werden
in dem Beitrag referiert. Sie bestirken den Optimismus, daB die in Deutschland duwrchaus konsta-
tierbare Bereitschaft zur Ubernahme von mehr Eigenverantwortung an der Schnittstelle von
Loffentlichen™ und , privaten™ Aufgaben auch fir die Staatsmodermisierung aktiviert werden kann

Hellmut Wollmann: Kommunalpolitik: Mehr (direkte) Demokratie wagen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24 — 25/99 8. 13-22

In dem Aufsatz wird im Rickblick auf die 40 Jahre .alter” Bundesrepublik daran erinnert, dals
deren nach dem Ende der Hitler-Tyrannei neubegriindete demokratische Verfassungsordnung vor
allem auf der Bundes- und Kommunal-, weniger ausgepriigl auf der Landesebene, vom Vorrang der
reprisentativen. Demokratie und von einer auffallenden Zuriickhaliung pegeniiber direkrdemokrati-
schen Entscheidungsrechten des Volkes geprigt war. Unter den Kommunalverfassungen, die nach
1945 in den neogebildeten Landern in Krafi gesetzt wurden, sahen nur die Gemeindeordnung von
Baden-Wiirttemberg kommunale Referenden und die Gemeindeordnungen von Bayern und Baden-
Wiirttemberg die Direkrwahl des Blirgermesters vor, (Direkidemokratische) Gemeindeversamms-
lungen waren nur in einigen Lindern fiir Zwerggemeinden sugelassen. Dieser streng repriisentative
Grrundzug blieb bis in die spiten achiziger Jahre bestimmend.

Im Hauptteil des Beitrags wird der iiberraschende | Siegeszug” dargestelll. in dem nach 1990 binnen
weniger Jahre die direktdemokratischen Entscheidungsrechte - als kommunale Referenden ebenso
wie als Direknvahl/Urwahl des Birgermeisters (sowie des Landrats) und teilweise auch als dessen
Abberufung/Abwahl durch Blirgerentscheid — Eingang und Verbreitung in praktisch allen Kommu
nalverfassungen der west- wie ostdeutschen Linder gefunden haben. Hierbei werden die verfahrens-
rechtlichen und institutionellen Regelungen dieser direktdemokratischen Entscheidungsrechte
(Referenden, Direktwahl, Abwahl) in ihren linderspezifischen Unterschieden erdrtert und die bis-
herige Anwendungspraxis in den Kommunen der Linder erlautert,

Zwar ist die bisherige Geltungszeit des jungsten direktdemokratischen Regelungsschubs noch zu
kurz, um nur einigermallen gesicherte Aussagen iiber dessen langfristige Auswirkungen auf die kom
munale Politik und Verwaltung #u machen. Jedoch lEBt sich anhand der vorliegenden Informationen
schon jetzt sagen, dafl im kommunalpolitisch strategischen , Dreicck” von Gemeindebiirgern (als
direkedemokrarischem Jlokalem Volkssouverin®). Kommunalvertretung {als reprisentativ-demaolkra-
rischemt  Kommunalparfament) und Kommunalverwaltung/-verwaltungsspilze {als kKommunaler
Exekutive) tiefgreifende Verschiebungen in Gang gekommen sind und sich ¢ine neue (direktdemo-
kratisch akzentuierte) kommunalpolitische Einflufl- und Machtbalance herausbildet. Die kommu-
nalpohtischen Karten sind neu genischi,



Peter C. Dienel: Mehr Mitentscheidung in der Demokratie ist maglich
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24 — 25/99, §, 23-29

In einer wichtigen Hinsicht ist das Instrumentarium der Planungszelle das Gegenteil von Biirger-
initiativen: Menschen, die eigentlich finanziell gar nicht beteiligt sein wollen — und auch nicht direkt
betroffen” sind —, werden nach einem objektiven Auswahlverfahren freigestellt und erhalten die
finanziell vergiitete GGelegenheit, sich in einem Intensivkurs vier Tage lang tber eine akute Problem-
blockade zumeist im lokalen oder régionalen Bereich kontrovers und so eingehend zu informieren,
daf sie als Berater aktiv werden konnen. Das Verfahren produziert - selbst bei ungeliebten, aber als
notwendig erkannten Losungen — MaBnahmenlegitimation. Der praktische Verlauf dieses unge-
withnlichen Modells wird anhand von vier konkreten Fillen (Stadtplanung in Frankfurt/Oder, Ver-
kehrsplanung in Gevelsberg, Trassierung einer Autobahn im Baskenland, Verbesserung des dffentli-
chen Personennahverkehrs (OPNV) in der Region Hannover) dargestellt. Generalisierungsversuche
und SchluBfolgerunpen aufgrund der langjihrigen Erfahrungen mit einer Vielzahl von Beispiels-
fillen runden die Verfahrensbeschreibung ab.

Ein biirgerschaftliches Beteiligungsinstrument mit vielfach erwiesener Problemlbsungsfahigkeit
sowie mit Partizipations-Effekten, wie sie hier sichtbar werden, sollte sehr viel haufiger angewandt
werden. Es st zudem auch zur sinnvollen Bearbeitung von Makroproblemen geeignet. Diese Form
partizipativer Politikberatung greift auch auf hdheren Ebenen, als .nur" in der Kommunal- und
Regionalpolitik.



Jahresbande

Aus Politik und Zeitgeschichte

mit komplettem
Inhaltsverzeichnis
Sach- und Personenregister’

25~ DM
Jahrgang 1 99 8

Noch begrenzt vorrdng (Preise w. 0.): Jahrginge 1992 = 1997

Erscheinungstermin Jahreang 1998 April 1999

Bundeszentrale
fiir politische
Bildung

Bestiell- Das Parlament o Vertriehsabteilung

Adresse: FleischstraBie 62-65. 54290 Trier

Telefax (0651) 97 99-153

Aus Politik
und Zeitgeschichte

Beilage rur Wocheneeiung Das Parlament

Gesamtverzeichnis
1953-1992

Bundeszentrale fur |'I|.l||.||1|.|1! I-hhlu.lr!:

Vierzig Jahre
Aus Politik
und Zeitgeschichte

Gesamtverzeichnis
1953-1992

Chronologisches Register,
Autorenregister,
Schlagwortregister

286 Seiten, broschiert

Preis: 15,- DM
zuziigl. Versandspesen




	Impressum
	Bürgerengagement und Aktivierender Staat. Ergebni
	Verantwortungsteilung statt Staatsentlastung 
	Beteiligung der Bürger am "Produktionsprozeß" öff
	Neues Rollenverständnis der Akteure und die Bürge
	Verantwortungsteilung 
	Bürgerengagement in Niedersachsen: Tätigkeitsfeld
	Bürgerschaftliches Engagement -sozialstrukturelle
	Bürgerengagement in Niedersachsen: geschlechtsspe
	Bürgerengagement und Reorganisation öffentlicher 

	Kommunalpolitik: Mehr (direkte) Demokratie wagen
	I. Vorbemerkung: zur Begriffs-verständigung 
	II. 40 Jahre "alte" Bundesrepublik: Die Vorherrsc
	III. Direktdemokratischer Regelungsschub in den n

	Mehr Mitentscheidung in der Demokratie ist möglich
	I. Ein Praxisbericht über das Verfahren Planungsz
	II. Ein Instrumentarium für bürgernahe Entscheidu
	III. Vier praktizierte Fälle der Bürgerbeteiligun
	IV. Versuch einer Generalisierung 
	V. Und die Makroprobleme? 
	VI. Ausblick 


